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PA023 - Drogenpolitischer Antrag der AG Drogen

Grundsatzprogramm - Drogen LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Icho40 für die AG Drogen

Antragstext

[1] Es wird beantragt im Parteiprogramm an geeigneter Stelle einzufügen:

[2] Die deutsche Drogenpolitik setzt seit 40 Jahren fast ausschließlich auf das Mittel der Prohibition und verfolgt
damit das unrealistische Ziel einer drogenfreien Gesellschaft. Aus einschlägigen Studien als wenig sucht- und
gesundheitsgefährdend bekannte Stoffe bleiben verboten, während zugleich gefährlichere Substanzen wie Al-
kohol und Tabak in der Gesellschaft akzeptiert werden, ebenso Phamaprodukte mit hohen Suchtpotential. Es
wird an Gesetzen festgehalten, die wenig wirkungsvollen Jugendschutz beinhalten, die tatsächliche Gefährlich-
keit nicht berücksichtigen, Polizei und Gerichte überlasten,

[3] sowie die Bürger Jahr für Jahr Milliarden an wirkungslos eingesetzten Steuergeldern kosten.

[4] Neue Drogenpolitik:

[5] Die PIRATENPARTEI-DEUTSCHLAND steht für eine repressionsfreie Drogenpolitik und will ein Ende der
gescheiterten Prohibition.

[6] Wir lehnen die heutige, wissenschaftlich nicht haltbare Unterscheidung in legale und illegale Stoffe ab und
fordern die objektive Bewertung und Handhabung aller psychoaktiven Substanzen alleine anhand ihres Ge-
fahrenpotentials. Die derzeitige nicht faktenbasierte Bevormundung Erwachsener beim verantwortungsvollen
Umgang mit Rausch- und Genussmitteln widerspricht der Grundüberzeugung der PIRATEN und unserem Ver-
ständnis einer mündigen Gesellschaft. Die bisherige Kriminalisierung der Konsumenten muss beendet und der
damit verbundene Schwarzhandel durch kontrollierte Erwerbsstrukturen ersetzt werden. So ergeben sich dann
Rahmenbedingungen, die - anders als heute - viele Probleme beseitigen, die alleine auf Grund von gefährlichen
Beimischungen und mangelnder Hygiene entstehen.

[7] Regeln, helfen und leiten statt strafen:

[8] Prävention muss ehrlich und sachlich sein, um nachhaltig überzeugen zu können.

[9] Notwendige Regelungen im Rahmen einer neuen Drogenpolitik bedürfen der Einbeziehung aller Beteiligten
und Betroffenen zur Gestaltung ideologiefreier und realitätsorientierter Konzepte. Gesetze, Verordnungen und
Abgaberegelungen dürfen nur zum Schutz vor tatsächlichen Gefahren erlassen werden, nicht auf Grund ideo-
logischer oder wirtschaftlicher Argumente. Ein barrierefreier und unzensierter Zugriff auf alle Informationen
auch zu jeglichen Drogen ist jedem Bürger zu gewährleisten.

[10] Jugendschutz:

[11] Die PIRATEN sprechen sich ausdrücklich für sinnvolle und notwendige Gesetze oder Verordnungen zum
Schutz von Kindern und Jugendlichen aus. Jeder soll sich der Verantwortung bewusst sein, Kinder und Jugend-
liche umfassend und faktenbasiert über die Gefahren des Rauschmittelkonsums zu informieren. Ein wirksamer
Jugendschutz kann nachweislich nicht durch Reglementierung und Verbote erreicht werden. Statt dessen muss
ein offener, sachlicher Umgang mit dem Thema in Form umfangreicher Aufklärung in Schulen und Freizeitein-
richtungen gesetzliche Regelungen ergänzen. Ein bereits im Kindesalter gezielt vermitteltes selbstbestimmtes
Verhalten ist der beste Weg diesen Herausforderungen und Reizen charakterstark zu begegnen.
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[12] Forschung und Medizin:

[13] Die PIRATEN befürworten die Erforschung derzeit illegaler Stoffe zu therapeutischen Zwecken. Eine weitere
Blockade wissenschaftlicher Arbeit lediglich aufgrund dogmatischer Argumente ist nicht länger hinnehmbar.
Patienten sollen in der freien Wahl der Behandlung nicht eingeschränkt werden. Welche Substanzen zur Be-
handlung verwendet werden können, soll alleine Sache des geschulten, behandelnden Arztes

[14] und des aufgeklärten Patienten sein. Dabei muss umfassend über die Gefahren aller verwendeten Mittel aufge-
klärt werden.

[15] Ein freiheitlich selbstbestimmter Umgang steht nicht im Widerspruch zu Schutz, Prävention und Aufklärung.

Konkurrenzanträge

PA299 Suchtpolitisches Programm der Piratenpartei Deutschlands 319
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PA041

PA041 - Für die Trennung von Staat und Religion –
Grundsatzprogramm

Grundsatzprogramm - Staat und Religion LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Eberhard Zastrau, Martin Haase, NineBerry

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge als Ergänzung des Parteiprogramms beschließen:

Für die Trennung von Staat und Religion

[2] Freiheit und Vielfalt der kulturellen, religiösen und weltanschaulichen Einstellungen kennzeichnen die moder-
nen Gesellschaften. Diese Freiheiten zu garantieren, ist Verpflichtung für das Staatswesen. Dabei verstehen wir
Piraten unter Religionsfreiheit nicht nur die Freiheit zur Ausübung einer Religion, sondern auch die Freiheit
von religiöser Bevormundung. Wir erkennen und achten die Bedeutung, die individuell gelebte Religiosität für
den einzelnen Menschen erlangen kann.

[3] Trotz der von Verfassungs wegen garantierten Religionsfreiheit ist das Staatswesen der Bundesrepublik nicht
frei von religiöser (und weltlicher) Privilegierung der traditionellen christlichen Kirchen. Hier gibt es einen Wi-
derspruch, der durch Immigration und religiöse Differenzierung in der Gesellschaft zu größeren Verwerfungen
führen kann.

[4] Die weltanschauliche Neutralität des Staates herzustellen, ist daher eine für die gedeihliche Entwicklung des
Gemeinwesens notwendige Voraussetzung. Ein säkularer Staat erfordert die strikte Trennung von religiösen
und staatlichen Belangen; finanzielle und strukturelle Privilegien einzelner Glaubensgemeinschaften, etwa im
Rahmen finanzieller Alimentierung, bei der Übertragung von Aufgaben in staatlichen Institutionen und beim
Betrieb von sozialen Einrichtungen, sind höchst fragwürdig und daher abzubauen. Im Sinne der Datensparsam-
keit ist die Erfassung der Religionszugehörigkeit durch staatliche Stellen aufzuheben, ein staatlicher Einzug
von Kirchenbeiträgen kann nicht gerechtfertigt werden.

Konkurrenzanträge

PA001 Staat, Religion und Weltanschauung 29
PA004 Verhältnis von Staat und Religion 33
PA041 Für die Trennung von Staat und Religion – Grundsatzprogramm 75
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PA284 - Bedingungsloses Grundeinkommen und Mindestlohn

Wahlprogramm - Recht auf sichere Existenz und Teilhabe

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

JohannesPonader

Antragstext

[1] Zum Wahlprogramm der Piratenpartei Deutschland für die nächste Bundestagswahl soll folgender Text hinzu-
gefügt werden: Bedingungsloses Grundeinkommen und Mindestlohn

[2] Wir Piraten setzen uns für die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens ein, das die Ziele des
“Rechts auf sichere Existenz und gesellschaftlicher Teilhabe“ aus unserem Parteiprogramm erfüllt. Es soll:

[3] die Existenz sichern und gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen, einen individuellen Rechtsanspruch darstellen
sowie ohne Bedürftigkeitsprüfung und ohne Zwang zu Arbeit oder anderen Gegenleistungen garantiert werden.
Wir wissen, dass ein bedingungsloses Grundeinkommen die Paradigmen des Sozialstaats wesentlich verändern
wird. Statt mit klassischer Parteipolitik muss dessen Einführung daher mit einer breiten Beteiligung der Bürger
einhergehen.

[4] Wir nehmen viele engagierte Menschen wahr, die sich seit Jahren in- und außerhalb von Parteien für ein be-
dingungsloses Grundeinkommen einsetzen. Wir wollen dieses Engagement auf die politische Bühne des Bun-
destages bringen und mit den dortigen Möglichkeiten eine breite und vor allem fundierte Diskussion in der
Gesellschaft unterstützen.

[5] Dazu wollen wir eine Enquete-Kommission im Deutschen Bundestag gründen, deren Ziel die konkrete Aus-
arbeitung und Berechnung neuer sowie die Bewertung bestehender Grundeinkommens-Modelle sein soll. Für
jedes Konzept sollen die voraussichtlichen Konsequenzen sowie Vor- und Nachteile aufgezeigt und der Öffent-
lichkeit transparent gemacht werden.

[6] Zeitgleich werden wir uns im Bundestag dafür einsetzen, dass noch vor Ende der Legislaturperiode die gesetz-
lichen Grundlagen für Volksabstimmungen auf Bundesebene geschaffen werden. Sie sollen den Bürgern er-
möglichen, sowohl die in der Enquete-Kommission vorgestellten als auch andere Grundeinkommens-Modelle
als Gesetzentwurf direkt zur Abstimmung zu stellen. Um dabei über eine Vielfalt an Konzepten gleichzei-
tig entscheiden zu können, sollen Volksabstimmungen auch mit Präferenzwahlverfahren durchgeführt werden
können.

[7] Bis zur Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens setzen sich die PIRATEN für einen bundesweiten
gesetzlichen Mindestlohn ein.

Konkurrenzanträge

PA117 Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes 152
PA162 Mindestlohn und Grundeinkommen 200
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PA040

PA040 - Grundlagen und Ziele piratiger Politik

Grundsatzprogramm - Allgemeine Werte und Menschenbild LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Eberhard Zastrau und Martin Haase

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge als Ergänzung des Parteiprogramms beschließen und nach/anstatt der bisherigen
Präambel platzieren:

Grundlagen und Ziele piratiger Politik

[2] Wir Piraten bauen auf den freien Menschen und seine Eingebundenheit in die Natur. Wir sehen dar-
in die Grundlage aller menschengemachten gesellschaftlichen und politischen Ordnung. Wir erkennen in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte die Grundlage unseres politischen Handelns. Wir berufen uns ins-
besondere auf ihren Artikel 1: »Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind
mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geist der Brüderlichkeit begegnen.«

[3] Gesellschaft und Staat beruhen auf der Übereinkunft freier Menschen. Umfassende Freiheit eignet nur
dem Eremiten. Wo Menschen zusammenleben, brauchen und entwickeln sie Regeln und Strukturen. Wir be-
rufen uns auf die im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland seit 1949 festgelegten Grundrechte und
bekennen uns insbesondere zu den Staatsgrundsätzen in seinem Artikel 20: »Alle Staatsgewalt geht vom Volke
aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere Organe der Gesetzgebung, der
vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt.«

[4] Die Menschen sind verführbar – gerade auch durch die Ausübung von Macht. Wir Piraten bekennen uns
daher zum Grundsatz der Gewaltenteilung. Durch ein System von »checks and balances« lassen sich Herr-
schaftsstrukturen verhindern, die eine demokratische und zeitlich begrenzte Legitimation sprengen. Wir be-
kennen uns zu den demokratisch legitimierten Gewalten der Gesetzgebung, der Gesetzesausführung und der
gerichtlichen Kontrolle. Wir Piraten setzen uns dafür ein, dass diese klassischen Gewalten des gewaltenteili-
gen Staatswesens ihre jeweiligen Aufgaben wieder unbehindert wahrnehmen können. Insbesondere genießt die
Gesetzgebung bei der Gestaltung der politischen Verhältnisse Vorrang.

[5] Der Staat handelt nicht aus eigener Kraft. Er ist das Instrument freier Menschen, seiner Staatsbürger, um ihr
Zusammenleben zu regeln. Gesellschaft und Staat haben die Aufgabe, den Menschen das größtmögliche Maß
an Selbstbestimmung, Freiheit und Entwicklungsmöglichkeit zu sichern. Sie müssen für alle die Freiheit von
Unterdrückung und staatlicher Benachteiligung gewährleisten. Daraus ergeben sich die Grenzen staatlichen
Handelns und staatlicher Macht.

[6] Die Freiheit der Staatsbürger lässt sich nur verwirklichen, wenn sie rechtlich gleichgestellt sind. Das Staats-
wesen hat aber nicht nur eine formale rechtliche Gleichstellung zu sichern, sondern auch Vorsorge zu treffen,
dass aus individuellen Meinungen und Vorurteilen keine Benachteiligung von Menschengruppen in Staat und
Gesellschaft erwächst.

[7] Die Freiheit der Menschen setzt ein Mindestmaß an materieller Teilhabemöglichkeit am gesellschaftlichen
Leben voraus. Der freiheitliche Staat hat daher die Grundsätze der Brüderlichkeit zu leben. Er berücksichtigt,
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dass individueller Wohlstand einzelner immer auch eine Komponente des gemeinsamen und gesellschaftlichen
Erwerbs solchen Wohlstands enthält.

[8] Zu unserem Selbstverständnis gehört, dass politische Entscheidungen dort getroffen werden, wo die örtliche
Erfahrung und Kompetenz vorhanden ist. Wir entscheiden uns eher für die daraus erwachsende Vielfalt politi-
schen und gesellschaftlichen Handelns und Engagements, als für eine zumeist als bürokratisch wahrgenomme-
ne Einheitlichkeit. Zugleich erkennen wir, dass für eine weitläufigere Welt Kompatibilität einen eigenen Wert
darstellt. Es gilt also im politischen Leben, Vielfalt und Kompatibilität zu verbinden.

[9] Vielfalt und Kompatibilität des politischen, gesellschaftlichen und praktischen Lebens haben mit der Globali-
sierung der Informationsnetze eine neue Dimension gewonnen. Wo Menschen nahezu in Echtzeit weltweit
ihre Gedanken und Meinungen austauschen und publizieren können, verlieren die traditionellen Formen kana-
lisierter Informationsvermittlung Macht und Wirksamkeit. Auf den neuen Vertriebswegen für Information und
Wissen sind neue Formen der Nutzungsregelung erforderlich: Statt überkommener Verwertungsbeschränkun-
gen ermöglicht ein offener Umgang mit Informationen und Immaterialgütern, dass Innovation schneller und
effektiver bis zur Anwendungsreife entwickelt werden kann.

[10] Die Wechselwirkungen dieser neu gewonnenen Innovations-, Informations- und Publikationsfreiheit mit den
Gefahren der Überwachung und des Missbrauchs solcher Informationen für Diskriminierung und Benachteili-
gung fordern erhebliche Anstrengungen, die Medienkompetenz aller Bürger zu stärken. Das gilt umso mehr,
als Informationen, die einmal im Netz verfügbar gemacht wurden, üblicherweise nicht mehr rückholbar sind
und zu beliebigen Zeitpunkten an beliebiger Stelle wieder sichtbar werden können, selbst wenn man versucht,
sie an ihrer ursprünglichen Adresse physisch zu löschen. Technische Lösungen gegen diese Entwicklung gibt es
nicht. Netzsperren sind ein untauglicher Versuch, im Netz vorhandene Inhalte zu verbergen; im Kampf gegen
strafbare Netzinhalte hilft nur, dieses Übel an der Wurzel (beim physischen Speicherort und beim inhaltlich
Verantwortlichen) zu packen.

[11] Die Informationsgesellschaft schafft auch die Notwendigkeit, einen neuen und globalen Konsens darüber zu
entwickeln, wie Auffassungen und Anschauungen anderer Nutzer geachtet und die Freiheit der Information
global gesichert werden kann.

[12] Zu unserem Selbstverständnis gehört ebenfalls, dass Aufgaben, die im gemeinsamen, zivilgesellschaftlichen
Engagement der Bürger wahrgenommen werden können, besser ohne direktes Eingreifen politischer Instan-
zen übernommen werden sollen. Wir bekennen uns zu einer weltanschaulich neutralen Subsidiarität sozialer
Aufgaben.

[13] Wir nehmen Partei für den Vorrang des individuellen Engagements vor dem kollektiven Handeln. Wir
stehen für einen funktionierenden wirtschaftlichen Wettbewerb gleichberechtigter Teilnehmer an einem offenen
Markt. Es ist die Aufgabe des Staats, Beteiligungschancen und Wettbewerb zu sichern und den immanenten
Tendenzen zur Wettbewerbsbeschränkung entgegenzuwirken.

[14] Demokratie bewährt sich im gesellschaftlichen Wettstreit der Ideen und Interessengruppen. Der Staat hat
in seinen Entscheidungen zu beachten, dass sein Handeln demokratisch legitimiert sein und dabei die Interessen
aller Bürger berücksichtigen muss. Der Staat darf sich nicht zum Spielball mächtiger Interessengruppen machen
lassen.

[15] Für Piraten steht der Mensch im Mittelpunkt ihres politischen Handelns. Ziel ist es, die Freiheit des
einzelnen auf die Grundlage gelebter rechtlicher und materieller Entfaltungschancen in Staat und Ge-
sellschaft zu stellen.

Konkurrenzanträge

PA094 Freiheit, Würde, Gerechtigkeit 131
PA326 Grundsätze: Politischer Standpunkt und Selbstverständnis 356

74



Q041

Q041 - Positionspapier zur Hartz IV Debatte - 3. Sanktionen

Positionspapier - Arbeit und Soziales

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Johannesponader

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge beschließen, folgenden Abschnitt in fortlaufender Nummerierung in das Positions-
papier mit dem Titel „Sofortmaßnahmen zur Humanisierung des SGB II“ aufzunehmen: Sanktionen

[2] Das Bundesverfassungsgericht hat am 9. Februar 2010 entschieden, dass der Anspruch auf Sozialleistungen
so ausgestaltet sein muss, „dass er stets den gesamten existenznotwendigen Bedarf jedes individuellen Grund-
rechtsträgers deckt“. Dazu gehört nicht nur das physische Existenzminimum, sondern „auch die Sicherung der
Möglichkeit zur Pflege zwischenmenschlicher Beziehungen und zu einem Mindestmaß an Teilhabe am ge-
sellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben.“ (BVerfG, 1 BvL 1/09 vom 9.2.2010, Absatz-Nr. 135 und
137)

[3] Dieser Bedarf wird nach Ansicht des Gesetzgebers mit der Regelleistung gedeckt. Dennoch sind in Kapitel 3
des SGB II und des SGB XII jeweils „Sanktionen“, also Kürzungen von Sozialleistungen zum Zweck der Maß-
regelung von Leistungsempfängern vorgesehen. Dies ist aus unserer Sicht mit dem grundgesetzlichen Recht zur
Achtung der Menschenwürde in Artikel 1 und dem Verbot von Zwangsarbeit in Artikel 12 des Grundgesetzes
unvereinbar.

[4] Daher sind Sanktionen nach SGB II Kapitel 3 Abschnitt 2 Unterabschnitt 5 (§31 - 32) sowie nach SGB XII
Kapitel 3 Abschnitt 6 (§39a) abzuschaffen.

[5] Analog müssen auch §42a Absatz 2 SGB II und §37 Absatz 4 SGB XII überarbeitet werden, die eine Kürzung
des Regelbedarfes aufgrund eines zuvor gewährten Darlehens vorsehen.

Konkurrenzanträge

PA113 Abschaffung der Sanktionen bei Hartz IV (§§ 31, 32 SGB II, § 39 a SGB XII) 148
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Q065

Q065 - Piratenappell pro Europa

Positionspapier - Außenpolitik LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Crackpille

Antragstext

[1] Wir, die Mitglieder der Piratenpartei Deutschland, sind uns der Bedeutung der europäischen Einigung für Frie-
den, Freiheit, Wohlstand und Rechtsstaatlichkeit auf diesem Kontinent bewusst und erkennen, dass diese Er-
rungenschaften weder selbstverständlich noch garantiert sind, sondern einer ständigen aktiven Verteidigung
und Ausgestaltung durch die Bürger Europas bedürfen. Vor diesem Hintergrund sehen wir die Krise des Euro,
die Überschuldung der öffentlichen Haushalte und die Probleme der europäischen Institutionen, politische und
wirtschaftliche Stabilität und soziale Sicherheit zu gewährleisten, mit großer Sorge, denn sie erschüttern das
Fundament der europäischen Idee.

[2] Zugleich werden der Europäischen Union, die in ihrer gegenwärtigen Form eine demokratische Kontrolle durch
ihre Bürger nur unzureichend gewährleisten kann und daher auf wenig Rückhalt in der Bevölkerung stößt,
immer bedeutendere Teile nationaler Souveränität übertragen. Damit drohen die Demokratie und mit ihr die
europäische Einigung als zentrale kulturelle Errungenschaften schleichend abhanden zu kommen.

[3] Als Teilmenge einer transnationalen politischen Bewegung, deren Kommunikationsraum keine staatlichen
Grenzen kennt, sehen wir uns in einer besonderen Verantwortung, den Bestand der europäischen Idee sicher-
zustellen und sie unter Rücksichtnahme auf die historisch gewachsenen kulturellen Unterschiede innerhalb
Europas fortzuentwickeln. Jedoch wollen und können wir dies nicht alleine bewirken.

[4] Daher appellieren wir an alle europäischen Piratenparteien und Piraten, an alle europäischen Parteien und mit
besonderem Nachdruck an alle Europäer, sich intensiv mit der institutionellen Zukunft Europas auseinander-
zusetzen und insbesondere die Möglichkeit eines durch eine gemeinsame Verfassung konstituierten, demokra-
tischen europäischen Rechtsstaates zu erwägen, der den Bürger in den Mittelpunkt seines Handelns stellt - ein
Europa der Bürger und Regionen.

[5] Angesichts der politischen Herausforderungen in Fragen der nachhaltigen Nutzung der Ressourcen dieses Pla-
neten, der sozialen Sicherheit und Gerechtigkeit, der Ökologie, der Steuer- und Finanzpolitik und der Digital-
und Netzpolitik, die im nationalstaatlichen Rahmen alleine nicht mehr adäquat gestaltet werden können, ru-
fen wir weiterhin alle Piratenparteien weltweit dazu auf, zügig die notwendigen Strukturen zu schaffen und
auszubauen, um unter möglichst breiter Beteiligung aller Mitglieder länderübergreifend gemeinsame politische
Positionen erarbeiten und abstimmen zu können.
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Q070

Q070 - Einführung eines Nulltarifes im ÖPNV

Positionspapier - Bauen und Verkehr LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Eberhard Zastrau

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge als Positionspapier und Grundlage für Wahlprogramme beschließen:

Einführung eines Nulltarifes im ÖPNV

[2] Die Piratenpartei ist davon überzeugt, dass ein fahrscheinfreier ÖPNV nicht nur für die Gesellschaft, sondern
auch für die Wirtschaft langfristig einen Gewinn darstellt. Diese Maßnahme ermöglicht mehrere Ziele zugleich
zu erreichen: Die Städte als zusammenhängender Lebensraum werden aufgewertet, da in Ballungsräumen eine
stärkere Nachfrage zu einem attraktiveren Angebot führen wird. Ebenfalls steigert der Öffentliche Personen-
nahverkehr zum Nulltarif die Anziehungskraft unserer Städte auf auswärtige Besucher. Davon profitieren Staat
und Wirtschaft gleichermaßen. In ländlichen Gebieten wird eine verstärkte Nutzung des ÖPNV dazu führen,
dass vormals schwach frequentierte Strecken wieder sinnvoll bedient werden können. Auch die einkommens-
schwachen Verkehrsteilnehmer werden durch diese Maßnahme finanziell deutlich entlastet. Außerdem entfallen
Kosten für Fahrkartenverkauf und -kontrolle. Freiwerdende Mitarbeiter der Fahrkartenkontrolle werden über-
wiegend zur Verbesserung des Services eingesetzt. Wie das Vorbild der belgischen Stadt Hasselt zeigt, sind
solche Projekte in der Praxis realisierbar.

[3] Die Piratenpartei fordert eine Analyse der Machbarkeit eines fahrscheinfreien ÖPNVs. Wir setzen uns dafür
ein, zunächst ein oder mehrere Pilotprojekte umzusetzen, die wissenschaftlich begleitet werden sollen. Gut
geeignet sind hierzu kleinere oder mittelgroße Städte, deren ÖPNV-Systeme aufgrund ihrer Insellage nicht mit
anderen Großstädten vernetzt sind. Im Erfolgsfall soll der Modellversuch schrittweise bundesweit ausgedehnt
werden. Der Öffentliche Nahverkehr zum Nulltarif mit hohen qualitativen und quantitativen Standards wird
auf Dauer die Mobilität eines jeden Bürgers erhöhen und in Zukunft einen hohen Stellenwert in der Schaffung
eines umweltfreundlichen sowie ressourcenschonenden Verkehrsangebotes einnehmen.

Konkurrenzanträge

PA311 Fahrscheinloser öffentlicher Personennahverkehr 338
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PA015

PA015 - Abschaffung von Pflichtmitgliedschaften in Kammern

Grundsatzprogramm - Wirtschaft und Finanzen WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Timo Richter

Antragstext

[1] Hiermit beantrage ich die Aufnahme des folgenden Textes in das Wahlprogramm/Parteiprogramm der Piraten-
partei aufzunehmen:

[2] 1. Die Mitgliedschaft in einer Öffentlich Rechtlichen Körperschaft muss für natürliche und juristische Personen
freiwillig sein.

[3] 2. Eine Mitgliedschaft in einer Handwerkskammer oder Industrie- und Handelskammer, Pflegekammer oder
wie auch immer geartet, muss auf der Satzung des Bundesverbandes für freie Kammern e.V. basieren.
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PA016 - Abschaffung von Pflichtmitgliedschaften in Kammern

Wahlprogramm - Wirtschaft und Finanzen WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Tima Richter

Antragstext

[1] Hiermit beantrage ich die Aufnahme des folgenden Textes in das Wahlprogramm/Parteiprogramm der Piraten-
partei aufzunehmen:

[2] 1. Die Mitgliedschaft in einer Öffentlich Rechtlichen Körperschaft muss für natürliche und juristische Personen
freiwillig sein.

[3] 2. Eine Mitgliedschaft in einer Handwerkskammer oder Industrie- und Handelskammer, Pflegekammer oder
wie auch immer geartet, muss auf der Satzung des Bundesverbandes für freie Kammern e.V. basieren.
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PA188 - Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in Kammern und
Verbänden (ausgenommen Rechtsanwalts-, Notar- und Ärztekammern)

Grundsatzprogramm - Wirtschaft und Finanzen

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

kungler (für die Unternehmerpiraten, zugestimmt mit 21:0:0 Stimmen)

Antragstext

[1] Die Piratenpartei tritt für die Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in Kammern und Verbänden wie der
Industrie- und Handelskammer (IHK) sowie der Landwirtschafts- oder Handwerkskammer ein. Rechtsanwalts-,
Notar- und Ärztekammern sind von diesem Ziel nicht erfasst.

Konkurrenzanträge

PA217 Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in Kammern und Verbänden 249
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PA217 - Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in Kammern und
Verbänden

Grundsatzprogramm - Wirtschaft und Finanzen

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

kungler (für die Unternehmerpiraten, zugestimmt mit 21:0:0 Stimmen)

Antragstext

[1] Die Piratenpartei tritt für die Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in Kammern und Verbänden wie der
Industrie- und Handelskammer (IHK) sowie der Landwirtschafts- oder Handwerkskammer ein.

Konkurrenzanträge

PA188 Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in Kammern und Verbänden (ausgenommen Rechtsanwalts-,
Notar- und Ärztekammern) 222
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PA043 - Offene Wirtschaftsstrukturen garantieren Versorgung und
Beschäftigung – Grundsatzprogramm

Grundsatzprogramm - Wirtschaft und Finanzen LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Eberhard Zastrau und Martin Haase

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge zur Ergänzung des Parteiprogramms beschließen:

Offene Wirtschaftsstrukturen garantieren Versorgung und
Beschäftigung

[2] Die Idee der Marktwirtschaft ist überzeugend: Wo es der Initiative unabhängiger Marktteilnehmer obliegt, die
Versorgung und die Beschäftigung der Bevölkerung zu sichern, werden Versorgungslücken schneller geschlos-
sen und das Potential beschäftigungsfähiger Menschen besser in den Arbeitsmarkt integriert. Wo Oligopole
oder gar Monopole den Markt beherrschen können, ist diese Initiative unabhängiger Marktteilnehmer gestört,
es treten Versorgungsprobleme und soziale Probleme auf, da Menschen nur zu unbefriedigenden Konditionen
Beschäftigung finden oder völlig vom Arbeitsmarkt verdrängt werden. Die marktbeschränkenden Mechanismen
sind komplex, zu ihnen gehören neben der Marktmacht von Unternehmen auch fehlsteuernde Reglementierung
durch staatliche oder internationale Institutionen. Eine funktionierende Marktwirtschaft setzt aktionsfähige Ge-
werkschaften voraus, denn nur durch die Koalitionsfreiheit können Beschäftigte das strukturelle Machtgefälle
gegenüber den Unternehmen überwinden. Durch Genossenschaften können Marktteilnehmer ihren Einfluss ge-
genüber größeren und mächtigeren Marktteilnehmern verstärken.

[3] Dem Staat und internationalen Institutionen obliegt es, offene Wirtschaftsstrukturen zu garantieren. Das heißt,
funktionierenden Wettbewerb sicherzustellen und Marktmacht zu begrenzen. Dafür ist der marktimmanenten
Tendenz zur Bildung von Kartellen, Oligopolen und Monopolen zu begegnen. Marktteilnehmer, die sich als
übermächtig erweisen, sind zu entflechten. Natürliche Infrastruktur-Monopole, wie sie etwa im Bereich der
Verkehrsinfrastruktur, aber auch im Bereich der dezentralen Gas-, Strom- und Wasserversorgung, wie auch der
Abwasserbehandlung existieren, sind in öffentlich-rechtliche Verantwortung zu überführen. Durch staatliche
Kontrolle und staatliche Vorschriften ist sicherzustellen, dass Marktteilnehmer die Gesamtheit ihrer wirtschaft-
lichen Tätigkeit verantworten und auch für die wirtschaftlichen Konsequenzen in vollem Umfang aufkommen
können. Dafür ist die notwendige Vorsorge zu treffen und im Rahmen staatlicher Aufsicht zu kontrollieren. Das
gilt auch grenzüberschreitend, die einheimischen Unternehmen haften für ihre Vertragspartner im Ausland, so-
lange eine einheitliche internationale Kontrolle nicht gewährleistet ist. In gleicher Weise hat das Steuersystem
dafür zu sorgen, dass die Steuerflucht abgebaut wird. Vollständig versteuerte Gewinne sind freizügig.

[4] Der Selbstversorgung ist auf allen Ebenen ein ausreichender Platz für eine gedeihliche Existenz einzuräumen.
Das fängt bei der individuellen Selbstversorgung auf eigenem Grund und Boden an. Nutzungsbeschränkungen
und auch einen Anschlusszwang an kommunale Gemeinschaftsstrukturen darf es nur geben, um Belastungen
für Nachbarn und Kommune zu vermeiden. Regionale Selbstversorgung ist dadurch wieder wettbewerbsfähig
zu machen, dass für Verkehrsleistungen des Gütertransports Entgelte erhoben werden, die den gesamtwirt-
schaftlichen Kosten entsprechen. Staatliche Subventionen, die Wettbewerb verzerren und Güterverkehr erzeu-
gen, sind abzubauen.
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PA046 - Offene Verträge mit der Wirtschaft

Grundsatzprogramm - Transparenz in Politik und Verwaltung LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Daniel Poelzleithner (Poelzi)

Antragstext

[1] Es wird beantragt im Parteiprogramm an geeigneter Stelle einzufügen.

[2] Verträge zwischen öffentlichen Einrichtungen/Behörden/Regierung/etc. und Privatfirmen müssen im Sinne des
transparenten Staates öffentlich sein.

• Geheimverträge mit Privatunternehmen sind generell abzulehnen.

• Bisher getroffene Verträge sind der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

• Alle Ausschreibungen sind transparent und öffentlich durchzuführen. Nach der Vergabe sind alle Ange-
bote zu veröffentlichen, sowie die Begründung für die Zuschläge.

• Ausschreibungen sind so zu gestalten, dass sie nicht nur von einem schon vorher bestimmten Unterneh-
men erfüllt werden können.

• Verträge sind so zu gestalten, dass von der Auftragsdurchführung keine größeren Gefahren für Mensch
und Umwelt ausgehen, als wenn der Staat sie selbst übernimmt.

• Informationen über Verträge, die mit dem Staat (Bürger, Steuerzahler) abgeschlossen werden, müssen
grundsätzlich öffentlich sein und nicht nur einem sehr begrenzten Kreis der Staatsvertreter zugänglich.
Auf angebliche Firmengeheimnisse (wie z.B. Kosten, Gewinnversprechen), die in Verträgen eingegan-
gen werden, kann keine Rücksicht genommen werden. In begründeten Fällen, wie bei Gefahr für Leib
und Leben, kann eine zeitlich begrenzte Ausnahme (z.B. maximal 10 Jahre) definiert werden, in denen
bestimmte Informationen von Verträgen unter Verschluss gehalten werden können.
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PA151 - Bundestagswahlprogramm: Für ein modernes Urheberrecht

Wahlprogramm - Urheberrecht und Patentwesen LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AndiPopp, Alex, Fridtjof

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge beschließen folgenden Text in das Wahlprogramm zur nächsten Bundestagswahl
aufzunehmen (Die Nummerierung ist entsprechend anzupassen). Sollte das Wahlprogramm zur Bundestags-
wahl noch nicht eröffnet worden sein, so möge der Parteitag alternativ den Text als Positionspapier beschließen.

[2] X Für ein modernes Urheberrecht

[3] X.1 Allgemeines

[4] Sinn und Zweck des Urheberrechts ist die Sicherstellung von ökonomischen und ideellen Anreizen zur kreati-
ven Arbeit. Es dient dabei nicht wie von vielen fälschlicherweise angenommen dem Schutz eines natürlichen
“geistigen Eigentums“ – dies ist lediglich ein Kampfbegriff aus dem analogen Zeitalter – sondern zur Schaffung
von angemessenen gesetzlichen Rahmenbedingungen für urheberische Tätigkeit und deren Verwertung.

[5] Ein Urheberrecht, wie es sich die Piraten vorstellen, schützt die moralischen und wirtschaftlichen Rechte der
Schaffenden, wie es auch das bestehende Urheberrecht durch die Urheberpersönlichkeits- und Verwertungs-
rechte tut. Dabei muss die Ausgestaltung so ausfallen, dass die Bürgerrechte maximal geschützt bleiben und
der freie Zugang zu Wissen und Kultur weiter ausgebaut statt eingeschränkt wird.

[6] X.2 Private Nutzung

[7] Das Durchsetzen von Verwertungsrechten der Urheber gegenüber dem Verbraucher führt im digitalen Zeitalter
unweigerlich zu tiefgreifenden Einschnitten in die privatesten Lebensbereiche der Bürger. Dies läuft dem Ziel
der Wahrung der Bürgerrechte zuwider. Aus diesem Grund muss die private Nutzung von Werken frei möglich
sein.

[8] Die kommerzielle Nutzung der wirtschaftlichen Rechte der Urheber zu regulieren und dem Urheber hier einen
angemessenen Schutz zu gewährleisten ist und bleibt weiterhin gut und sinnvoll. Als kommerziell gilt dabei
jede Nutzung die einen monetären Profit zum Ziel hat oder die Generierung eines monetären Profits unterstützt.

[9] X.3 Gemeinfreiheit als Standardfall

[10] Im bisherigen Urheberrecht sind für jedes Werk standardmäßig alle Rechte vorbehalten. Dies führt dazu, dass
diejenigen Urheber, die von all diesen Rechten Gebrauch machen wollen, dies ohne großen Aufwand tun kön-
nen, während diejenigen, die explizit auf Rechte verzichten wollen um die Allgemeinheit zu bereichen, sich
komplizierter Lizenzmodelle bedienen müssen. Da letztere die für die Öffentlichkeit vorteilhafteren Werke
schaffen, muss für diese der interessantere Anreiz geschaffen werden. Der Sachverhalt ist umzukehren.

[11] Aus diesem Grund soll jeder, der Verwertungsrechte an einem Werk ausüben will, dies explizit anzeigen. Zu
diesem Zweck kann er sich die Rechte am Werk durch Anbringung eines Vermerks vorbehalten und in ange-
messener Zeit die allgemeinen Nutzungsbedingungen am Werk veröffentlichen.

[12] X.4 Gestaffelte Laufzeit von wirtschaftlichen Rechten

[13] Die bisherigen Laufzeiten von mindestens 50 Jahre nach dem Tod des Urhebers, wie sie im internationalen
TRIPS-Abkommen geregelt sind, sind drastisch überhöht. Ein Werk muss nach angemessener Zeit wieder in
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die Gemeinfreiheit übergehen, so dass jeder ohne Einwilligung des Urhebers das Werk frei nutzen kann. Die
Zeit bis zum Ablauf sollte sich dabei daran bemessen, welche Verwertungsrechte sich der Urheber vorbehält.

[14] Aus diesem Grund streben wir eine gestaffelte Laufzeit der Verwertungrechte ab Veröffentlichung an. Die
Grundlaufzeit soll 25 Jahre ab der Erstveröffentlichung betragen. Davon werden jeweils abgezogen:

• 5 Jahre, wenn sich der Autor die kommerzielle Verwertung des Werkes vorbehält

• 5 Jahre, wenn sich der Autor die Schaffung und Nutzung von abgeleiteten Werken vorbehält

• 10 Jahre, wenn sich der Autor nicht verpflichtet, alle Rohmaterialien seines Werkes zu veröffentlichen

[15] Der letzte Punkt hat deswegen eine besondere Bedeutung, weil die Veröffentlichung von Rohmaterialien (Roh-
schnitte, Quellcode, separate Tonspuren, o.ä.) es nicht nur ermöglicht leicht neue Werke aus alten zu erstellen,
sondern auch das Lernen der kreativen Arbeit erleichtert.

[16] Durch diese Regelung enden die Verwertungsrechte nach angemessener Zeit. Die Möglichkeit nach Ende der
Verwertungsrechte statt dessen einen Zahlungsanspruch des Urhebers (z.B. eine Gewinnbeteiligung) für kom-
merzielle Nutzung seines Werkes im Sinne der Verwertungsrechte zu etablieren, sowie die moralischen Rechte
bleiben davon unberührt.

[17] X.5 Besondere Stellung von öffentlich finanzierten Werken

[18] Viele Werke (z.B. wissenschaftliche Texte, Sendungen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten) werden
aus Steuergeldern oder ähnlichen öffentlichen Geldern finanziert. Weder ist hier eine Anreizfunktion durch das
Urheberrecht notwendig, noch ist es moralisch akzeptabel der Öffentlichkeit den Zugang zu Werken einzu-
schränken, die sie bezahlt hat. Aus diesem Grund sollen Werke, die im öffentlichen Auftrag erstellt oder durch
öffentliche Gelder finanziert sind, von wirtschaftlichen Rechten ausgeschlossen bleiben.

[19] X.6 Schranken des Urheberrechts

[20] Die bisherigen Schranken des Urheberrechts – insbesondere der Verwertungsrechte – sollen nicht nur erhalten
sondern ausgebaut werden. Die Nutzung der Werke im Sinne des Gemeinwohls (z.B. Forschung und Lehre) und
Berücksichtigung besonderer Bedürfnisse einzelner (z.B. Behinderung) hat Vorrang vor dem ökonomischen
Zweck des Urheberrechts. Weiterhin müssen neue Schranken sicherstellen, dass die Verhinderung von legitimer
Nutzung durch technische Maßnahmen unterbunden oder deren Umgehung zumindest explizit gestattet wird.
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PA003 - Reformierung der Öffentlich-Rechtlichen Medien

Grundsatzprogramm - Medien LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Alios

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge beschließen, dass Parteiprogramm um das folgende unter dem Titel
“Reformierung der Öffentlich-Rechtlichen Medien“ zu erweitern:

[2] Die Piratenpartei steht hinter dem Konzept des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, welches eine marktunabhän-
gige und nicht-staatliche Quelle von Information und Kultur darstellt. Die aktuelle Umsetzung weist allerdings
erhebliche Mängel auf, die behoben werden müssen.

[3] Unabhängigkeit von Staat und Markt

[4] Öffentlich-rechtliche Medien sind als dritter Weg neben Staatsmedien und privaten Medien gedacht. Um eine
parteipolitisch unabhängige Berichterstattung zu gewährleisten, muss darauf geachtet werden, Rundfunkrats-
posten nicht durch Parteipolitiker zu besetzen. Mit dem Aufkommen von Privatsendern in den 1980ern ist
ein Konkurrenzkampf um Zuschauerquoten entstanden. Die Aufgabe der öffentlich-rechtlichen Medien besteht
aber nicht ausschließlich darin, ein massenkompatibles Unterhaltungsprogramm anzubieten, sondern vor al-
lem auch dem Bildungs- und Informationsbedürfnis weiter Teile der Bevölkerung nachzukommen. Besonders
gesellschaftliche Minderheiten und Sparteninteressen sollen stärker berücksichtigt werden (z.B. durch fremd-
sprachige Angebote). Eine Reform der Finanzierung muss den Quotendruck bei gleichzeitiger finanzieller Plan-
barkeit beenden.

[5] Reform der Finanzierung

[6] Die bisherige Praxis der Eintreibung der Gebühren durch die GEZ lehnen die PIRATEN ab. Diese Vorgehens-
weise ist datenschutzrechtlich bedenklich, und greift oft massiv in die Privatsphäre der Bürger ein. Da unab-
hängiger Journalismus und freier Zugang zur Bildung der gesamten Gesellschaft und nicht nur den direkten
Nutznießern zugute kommen, fordern die PIRATEN eine Pauschalabgabe, die jeder Bürger individuell zu ent-
richten hat, eine Haushaltsabgabe lehnen die PIRATEN ab. Die Höhe der Gebühr bemisst sich an den bisherigen
Einnahmen durch die GEZ - durch die Verbreiterung der Einzahlerbasis werden die Gebühren um ca. 10-20%
sinken. Eine Übernahme der Gebühren wird nur für Wenigverdiener möglich sein. Der Einzug der Medienab-
gabe wird der Einfachheit halber über das Finanzamt abgewickelt, dadurch wird die Gebühreneinzugszentrale
überflüssig. Eine staatliche Einflussnahme auf z.B. die Höhe der Gebühr muss dabei aber vermieden werden
- eine Steuer kommt u.a. deswegen nicht in Frage. Weitere Einnahmen durch Werbeblöcke führen zu Quoten-
druck und werden daher nicht gestattet.

[7] Gewährleistung der Angebotsvielfalt

[8] Die Zusammenstellung und Produktion eines vielfältigen Programmangebots im Radio, Fernsehen und im In-
ternet ist eine der Hauptaufgaben der öffentlich-rechtlichen Medien. Maßgeblich beteiligt daran sind die Rund-
funkräte - sie ernennen und beraten Intendanten, die direkt für die Programmgestaltung verantwortlich sind.
Die Rundfunkräte sollen einen Querschnitt der Bevölkerung abbilden, jedoch müssen die öffentlich-rechtlichen
Medien politisch unabhängig sein, Staatsvertreter sollen in den Rundfunkräten keinen Einfluss mehr haben und
werden nicht mehr aufgenommen. Neben den bisherigen Vertretern von Gewerkschaften, Kirchen und Frau-
enverbänden sollen auch Vertreter bisher unterrepräsentierter Gruppen, wie z.B. Konfessionslose entsendet
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werden. Die PIRATEN fordern außerdem Transparenz bei der Entscheidungsfindung von Rundfunkräten und
sonstigen Verwaltungs- und Kontrollgremien, um größere Einflussmöglichkeiten der Bürger zu ermöglichen.

[9] Freie Verfügbarkeit der Inhalte

[10] Die produzierten Inhalte werden von den Gebührenzahlern finanziert - welche deshalb das Recht auf freie Be-
nutzung, Veränderung und Weitergabe haben sollten. Die PIRATEN setzen sich deshalb - soweit praktikabel -
für eine vermehrte Verwendung von Creative-Commons Lizenzen bei solchen Inhalten ein. Fremdes Material
sollte nur noch lizenziert werden, wenn ein besonderes gesellschaftliches Bedürfnis vorliegt. Bei eingekauf-
ten Inhalten ist darauf zu achten, diese auch in unveränderter Form zum Original auszustrahlen (keine Zensur,
optional zuschaltbarer Originalunterton). Ein Werbeverbot sorgt auch dafür, dass teure Lizenzen von Fremdan-
bietern nur in Ausnahmefällen eingekauft werden. Eine kommerzielle Nutzung von durch öffentlich-rechtliche
Medien produzierten Inhalten sollte erlaubt sein, so können auch private Medien unter den jeweiligen Lizenz-
bedingungen profitieren.

[11] Ausweitung des öffentlich-rechtlichen Medienangebots auf das Internet

[12] Sämtliche durch öffentlich-rechtliche Medien produzierten Inhalte sollen für jedermann zeitlich unbegrenzt
abruf- und speicher- und veränderbar sein. Die Praxis des Depublizierens des Großteils der Inhalte nach sieben
Tagen lehnen die PIRATEN strikt ab. Diese Novellierung des Rundfunkstaatsvertrags aufgrund von massi-
vem Lobbyismus der Privatmedien muss rückgängig gemacht werden. Zusätzlich zu den Produktionen für den
Rundfunk soll ein stärkeres Augenmerk auf direkt für das Internet produzierte Inhalte gelegt werden, um den
sich verändernden Mediennutzungsgewohnheiten gerecht zu werden.

[13] Jugendschutz im Internet

[14] Die Abrufbarkeit von Inhalten im Internet wirft Fragen bezüglich des Jugendschutzes auf. “Sendezeiten“ im
Internet, wie sie im neuen Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMSTV) gefordert werden, sind durch zeit- und
ortsunabhängigen Zugang nicht praktikabel und realitätsfern. Die Filterung von “jugendbeeinträchtigenden In-
halten“ ist technisch möglich, etwa durch eine sogenannte “Whitelist“ - sollte aber immer ausschließlich auf
der Konsumentenseite duch Erziehungsberechtigte erfolgen - niemals pauschal für alle Bürger.
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PA124 - Reformierung der Öffentlich-Rechtlichen Medien

Wahlprogramm - Medien LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Alios

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge beschließen, dass Parteiprogramm um das folgende unter dem Titel
“Reformierung der Öffentlich-Rechtlichen Medien“ zu erweitern:

[2] Die Piratenpartei steht hinter dem Konzept des öffentlich-rechtlichen Rundfunks, welches eine marktunabhän-
gige und nicht-staatliche Quelle von Information und Kultur darstellt. Die aktuelle Umsetzung weist allerdings
erhebliche Mängel auf, die behoben werden müssen.

[3] Unabhängigkeit von Staat und Markt

[4] Öffentlich-rechtliche Medien sind als dritter Weg neben Staatsmedien und privaten Medien gedacht. Um eine
parteipolitisch unabhängige Berichterstattung zu gewährleisten, muss darauf geachtet werden, Rundfunkrats-
posten nicht durch Parteipolitiker zu besetzen. Mit dem Aufkommen von Privatsendern in den 1980ern ist
ein Konkurrenzkampf um Zuschauerquoten entstanden. Die Aufgabe der öffentlich-rechtlichen Medien besteht
aber nicht ausschließlich darin, ein massenkompatibles Unterhaltungsprogramm anzubieten, sondern vor al-
lem auch dem Bildungs- und Informationsbedürfnis weiter Teile der Bevölkerung nachzukommen. Besonders
gesellschaftliche Minderheiten und Sparteninteressen sollen stärker berücksichtigt werden (z.B. durch fremd-
sprachige Angebote). Eine Reform der Finanzierung muss den Quotendruck bei gleichzeitiger finanzieller Plan-
barkeit beenden.

[5] Reform der Finanzierung

[6] Die bisherige Praxis der Eintreibung der Gebühren durch die GEZ lehnen die PIRATEN ab. Diese Vorgehens-
weise ist datenschutzrechtlich bedenklich, und greift oft massiv in die Privatsphäre der Bürger ein. Da unab-
hängiger Journalismus und freier Zugang zur Bildung der gesamten Gesellschaft und nicht nur den direkten
Nutznießern zugute kommen, fordern die PIRATEN eine Pauschalabgabe, die jeder Bürger individuell zu ent-
richten hat, eine Haushaltsabgabe lehnen die PIRATEN ab. Die Höhe der Gebühr bemisst sich an den bisherigen
Einnahmen durch die GEZ - durch die Verbreiterung der Einzahlerbasis werden die Gebühren um ca. 10-20%
sinken. Eine Übernahme der Gebühren wird nur für Wenigverdiener möglich sein. Der Einzug der Medienab-
gabe wird der Einfachheit halber über das Finanzamt abgewickelt, dadurch wird die Gebühreneinzugszentrale
überflüssig. Eine staatliche Einflussnahme auf z.B. die Höhe der Gebühr muss dabei aber vermieden werden
- eine Steuer kommt u.a. deswegen nicht in Frage. Weitere Einnahmen durch Werbeblöcke führen zu Quoten-
druck und werden daher nicht gestattet.

[7] Gewährleistung der Angebotsvielfalt

[8] Die Zusammenstellung und Produktion eines vielfältigen Programmangebots im Radio, Fernsehen und im In-
ternet ist eine der Hauptaufgaben der öffentlich-rechtlichen Medien. Maßgeblich beteiligt daran sind die Rund-
funkräte - sie ernennen und beraten Intendanten, die direkt für die Programmgestaltung verantwortlich sind.
Die Rundfunkräte sollen einen Querschnitt der Bevölkerung abbilden, jedoch müssen die öffentlich-rechtlichen
Medien politisch unabhängig sein, Staatsvertreter sollen in den Rundfunkräten keinen Einfluss mehr haben und
werden nicht mehr aufgenommen. Neben den bisherigen Vertretern von Gewerkschaften, Kirchen und Frau-
enverbänden sollen auch Vertreter bisher unterrepräsentierter Gruppen, wie z.B. Konfessionslose entsendet
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werden. Die PIRATEN fordern außerdem Transparenz bei der Entscheidungsfindung von Rundfunkräten und
sonstigen Verwaltungs- und Kontrollgremien, um größere Einflussmöglichkeiten der Bürger zu ermöglichen.

[9] Freie Verfügbarkeit der Inhalte

[10] Die produzierten Inhalte werden von den Gebührenzahlern finanziert - welche deshalb das Recht auf freie Be-
nutzung, Veränderung und Weitergabe haben sollten. Die PIRATEN setzen sich deshalb - soweit praktikabel -
für eine vermehrte Verwendung von Creative-Commons Lizenzen bei solchen Inhalten ein. Fremdes Material
sollte nur noch lizenziert werden, wenn ein besonderes gesellschaftliches Bedürfnis vorliegt. Bei eingekauf-
ten Inhalten ist darauf zu achten, diese auch in unveränderter Form zum Original auszustrahlen (keine Zensur,
optional zuschaltbarer Originalunterton). Ein Werbeverbot sorgt auch dafür, dass teure Lizenzen von Fremdan-
bietern nur in Ausnahmefällen eingekauft werden. Eine kommerzielle Nutzung von durch öffentlich-rechtliche
Medien produzierten Inhalten sollte erlaubt sein, so können auch private Medien unter den jeweiligen Lizenz-
bedingungen profitieren.

[11] Ausweitung des öffentlich-rechtlichen Medienangebots auf das Internet

[12] Sämtliche durch öffentlich-rechtliche Medien produzierten Inhalte sollen für jedermann zeitlich unbegrenzt
abruf- und speicher- und veränderbar sein. Die Praxis des Depublizierens des Großteils der Inhalte nach sieben
Tagen lehnen die PIRATEN strikt ab. Diese Novellierung des Rundfunkstaatsvertrags aufgrund von massi-
vem Lobbyismus der Privatmedien muss rückgängig gemacht werden. Zusätzlich zu den Produktionen für den
Rundfunk soll ein stärkeres Augenmerk auf direkt für das Internet produzierte Inhalte gelegt werden, um den
sich verändernden Mediennutzungsgewohnheiten gerecht zu werden.

[13] Jugendschutz im Internet

[14] Die Abrufbarkeit von Inhalten im Internet wirft Fragen bezüglich des Jugendschutzes auf. “Sendezeiten“ im
Internet, wie sie im neuen Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMSTV) gefordert werden, sind durch zeit- und
ortsunabhängigen Zugang nicht praktikabel und realitätsfern. Die Filterung von “jugendbeeinträchtigenden In-
halten“ ist technisch möglich, etwa durch eine sogenannte “Whitelist“ - sollte aber immer ausschließlich auf
der Konsumentenseite duch Erziehungsberechtigte erfolgen - niemals pauschal für alle Bürger.
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PA282

PA282 - Mindestlohn

Grundsatzprogramm - Arbeit und Soziales

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Kai Orak

Antragstext

[1] Im Grundsatzprogramm wird im Kapitel “Recht auf sichere Existenz und gesellschaftliche Teilhabe“ am Ende
eine neue Unterüberschrift “Mindestlohn“ eingefügt mit folgendem anschließendem Text:

[2] Die Piratenpartei fordert einen gesetzlichen, flächendeckenden Mindestlohn. Dieser sollte die von der OECD
vorgeschlagene Niedriglohngrenze nicht unterschreiten.

Konkurrenzanträge

PA305 Mindestlohn als Zumutbarkeitskriterium und Recht auf sichere Existenz und gesellschaftliche Teilhabe
325
PA333 Gesetzlicher Mindestlohn 370
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PA052 - Migration bereichert die Gesellschaften

Grundsatzprogramm - Allgemeine Werte und Menschenbild LQFB LQFB 2 LQFB 3 LQFB 4

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Eberhard Zastrau, Monika Belz, Korbinian

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge als Ergänzung des Parteiprogramms – ggf. kapitelweise modular – beschließen:

[2] Zur Einordnung: Gemeinsam mit den bereits beantragten Vorschlägen zur Trennung von Staat und Religion
und zur Positionierung gegen den Rechtsextremismus kann dieser Passus unter der gemeinsamen Überschrift
»Für die Vielfalt in der Gesellschaft« eingeordnet werden.

Migration bereichert die Gesellschaften

[3] Wir sehen die Vielfalt, die auch durch das Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher Herkunft entsteht,
als Bereicherung des gesellschaftlichen Lebens an. Wir erkennen den gegenseitigen Einfluss von Ausgrenzung
durch die Mehrheitsgesellschaft und Segregation der als »fremd« gebrandmarkten Menschen und werten diese
Situation als mit unseren Vorstellungen von Menschenwürde nicht vereinbar.

[4] Die technische Möglichkeit, vergleichsweise einfach über weite Strecken zu reisen, hat auch die Bedingun-
gen für Migration grundlegend verändert. Die Bundesrepublik Deutschland ist seit Jahrzehnten ein Einwande-
rungsland. Sie ist zudem Bestandteil der Europäischen Union, die sich in einem Prozess der fortschreitenden
Integration befindet und zusätzliche Kompetenzen übernimmt. Damit steht die deutsche Migrationspolitik vor
einer vierfachen Herausforderung:

Die Entwicklung der Europäischen Union führt auch zur vollständigen Freizügigkeit ihrer
Bürger

[5] Innerhalb der Europäischen Union gelten inzwischen Arbeitsfreizügigkeit und Niederlassungsfreiheit ihrer Bür-
ger. Wir sehen die Entwicklung der Europäischen Union zu einer vollständigen Wohnsitz-Freizügigkeit. Dem
müssen auch die sozialen Sicherungssysteme Rechnung tragen. Angebote zum Spracherwerb und kulturelle
Vielfalt gehören zu dieser Entwicklung zwangsläufig dazu.

Die Ausgrenzung von Arbeitsmigranten über Generationen hinweg ist menschenunwürdig

[6] Menschen, die als Arbeitsmigranten oder aus ehemaligen Kolonien und Überseegebieten in die Europäische
Union kamen, haben das Recht, hier heimisch zu werden. Dazu gehört die vollständige Integration in das
Bildungswesen, in den Arbeitsmarkt und die Möglichkeit zur Teilhabe und Mitgestaltung des kulturellen und
politischen Lebens.

[7] Soweit in Staaten der Europäischen Union noch ein Staatsangehörigkeitsrecht gilt, das auf die Abstammung
zurückgreift, sind zusätzliche Regelungen zu schaffen, die den hier Geborenen die Staatsangehörigkeit des EU-
Staats ihrer Geburt als unmittelbares Recht zusprechen. Zur Integration in das politische und gesellschaftliche
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Leben ist daher über mindestens zwei Generationen eine mehrfache Staatsangehörigkeit zu akzeptieren. Die In-
tegrationsleistung der aufnehmenden Staaten ermisst sich daran, wieweit die Bürger mit Migrationshintergrund
aus eigener Entscheidung auf eine mehrfache Staatsangehörigkeit verzichten.

[8] Es ist die Aufgabe der europäischen Staaten, für die reale Chance auf Bildung und beruflichen Erfolg von
Menschen mit Migrationshintergrund zu sorgen. Es bedarf aktiven politischen Handelns, um Diskriminierungen
abzubauen und ein gedeihliches Zusammenleben aller Menschen im Land zu erreichen. Um eine kommunale
politische Mitwirkung zu erreichen, ist auch Menschen, die keine Staatsangehörigkeit eines EU-Staats haben,
das Wahlrecht zu den kommunalen Vertretungskörperschaften am Ort ihres Lebensmittelpunktes zu sichern.

Europa braucht wirtschaftliche Migration

[9] Für die wirtschaftliche Entwicklung der europäischen Staaten ist es zwingend notwendig, die Fähigkeiten und
Fertigkeiten der hier lebenden Bürger zu fördern und zu nutzen. Die bisherigen Anstrengungen zu einer er-
folgreichen Bildung der gesamten Bevölkerung lassen leider oft das Gegenteil vermuten. Doch die demogra-
phische Entwicklung der europäischen Staaten lässt die Perspektive zu, dass das allein für die wirtschaftliche
Entwicklung und für die Sicherung der Sozialsysteme nicht ausreichen wird. Bis zum Aufbau eines weltweiten
Ausgleichs wirtschaftlicher und sozialer Ungerechtigkeiten sind die Staaten Europas daher darauf angewiesen,
dass Menschen hier ansässig werden und zur wirtschaftlichen Entwicklung beitragen. Dafür sind Regelungen
zu schaffen, die die wirtschaftliche Immigration ordnen und die Wirtschaftsmigration von den Erfordernissen
einer gesicherten Zuflucht vor Verfolgung und Kriegsfolgen klar trennen.

[10] Die Fristen bis zu einem dauerhaft abgesicherten Aufenthaltsrecht und zur Chance einer Einbürgerung sind
deutlich zu senken, besondere Anstrengungen der Migranten zu Spracherwerb und beruflicher Integration sind
positiv zu unterstützen, ihr Fehlen nicht als Vorwand für Diskriminierung zu verwenden. Für die berufliche
Integration sind die Regeln zur Anerkennung ausländischer Bildungs- und Ausbildungsabschlüsse zu verein-
fachen. Internationale vertragliche Regelungen zur gegenseitigen Anerkennung von Bildungsabschlüssen sind
vordringlich anzustreben.

Zuflucht vor Verfolgung und Krieg sicherstellen

[11] Zuflucht zu gewähren vor politischer Verfolgung und den Folgen von Krieg und Bürgerkrieg gehört zu den ele-
mentaren Verpflichtungen des Völkerrechts. Diese Pflicht ist eine europäische Gemeinschaftsaufgabe. Dem wi-
derspricht es, wenn europäische Staaten – darunter auch die Bundesrepublik Deutschland – sich dieser Aufgabe
zu entziehen versuchen. Menschen, die in Europa Zuflucht suchen, haben das Recht auf ein menschenwürdiges
Leben, auf Bewegungsfreiheit und die Teilhabe an der Arbeitswelt, an Bildung und Kultur. Das gilt bereits,
wenn die Gründe der Flucht noch nicht anerkannt sind. Es gilt auch, wenn eine Rückkehr in das Herkunftsland
nicht möglich ist.
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PA302

PA302 - Privatsphäre: Keine Bundes- oder Staatstrojaner - Teil 1 -
Grundsatzprogramm

Grundsatzprogramm - Datenschutz und Privatsphäre LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Gimli

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge im Grundsatzprogramm, Kapitel 6 “Privatsphäre und Datenschutz“, am Ende des
Abschnitts “Privatsphäre“ folgenden Passus hinzufügen:

[2] “In einem verdeckten Eingriff in informationstechnische Systeme (z.B. mittels so genannter Bundes- oder
Staatstrojaner) durch staatliche Stellen erkennen wir immer einen unverhältnismässigen Eingriff in das Grund-
recht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme. Gesetze, die dem
Staat derart tiefe Eingriffe in den Kernbereich privater Lebensgestaltung seiner Bürger erlauben, sind nicht mit
unserer Auffassung von Grundrechten und Rechtstaat vereinbar.“

Konkurrenzanträge

PA318 Privatsphäre: Keine Bundes- oder Staatstrojaner - Teil 2 - Wahlprogramm 347
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PA318 - Privatsphäre: Keine Bundes- oder Staatstrojaner - Teil 2 -
Wahlprogramm

Wahlprogramm - Datenschutz und Privatsphäre LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Gimli

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag zur möge zur Konkretisierung des Grundsatzeprogrammes das Wahlprogramm zur Bun-
destagswahl 2013 wie folgt ergänzen:

[2] “Verdeckte Eingriffe in informationstechnische Systeme (z.B. Bundes- oder Staatstrojaner)

[3] Für uns Piraten sind verdeckte Eingriffe in informationstechnische Systeme durch den Staat nicht mit Grund-
rechten und Rechtstaat vereinbar. Wir setzen uns daher für die Abschaffung der Befugnisse für staatliche Be-
hörden zum Verwanzen solcher Systeme ein.

[4] Wenn wir für die Abschaffung und Verhinderung solcher Eingriffe keine ausreichende parlamentarische Mehr-
heit finden, werden wir uns bei der gesetzlichen Umsetzung eines solchen Grundrechteingriffs zusätzlich zu
den Vorgaben des Bundesverfassungsgericht dafür einsetzen, diesen erheblichen Eingriff in bürgerliche Grund-
rechte durch folgende Maßnahmen streng zu reglementieren und zu kontrollieren:

• Durch die Installation einer komplexen Software zur Durchführung des verdeckten Zugriffs werden infor-
mationstechnische Systeme prinzipbedingt nachhaltig verändert. Die Integrität der gespeicherten Daten
ist so nicht mehr gewährleistet. Die dabei gewonnenen Erkenntnisse sind daher als Beweis vor Gericht
völlig ungeeignet. Wir setzen uns deshalb für ein gesetzlich geregeltes ausnahmsloses Verwertungsverbot
von Beweisen ein, die auf diese Art gewonnen wurden.

• Eine Unterscheidung zwischen Quellen-TKÜ und einem weitergehenden Eingriff ist lediglich ein reali-
tätsfernes theoretisches Konstrukt. In der Praxis können wir keinen Unterschied in der Tiefe des Eingriffs
in die Grundrechte der Betroffenen erkennen. Die Eingriffschwelle für die Quellen-TKÜ ist daher min-
destens ebenso hoch wie für jeden anderen verdeckten Eingriff in ein informationstechnisches System.

• Anordnungen für diese Eingriffe werden ausschließlich von Richtern beschlossen. Eine Anordnung im
Falle einer Gefahr im Verzug durch die Exekutive (z.B. Staatsanwalt, Behördenleiter, Ministerien) schlie-
ßen wir aus. Eine Anordnung darf nur erfolgen, wenn bereits andere mildere Maßnahmen durchgeführt
wurden und erfolglos waren.

• Durch Gesetz bzw. Verordnung werden technische Vorgaben - insbesondere bzgl. zwingend notwendiger
Sicherheitsmechanismen - im Detail bundesweit einheitlich geregelt.

• Die Einhaltung der technischen Vorgaben wird durch eine von den Ermittlungsbehörden vollständig un-
abhängige staatliche Stelle überwacht. Programme und Software, die von den Ermittlungsbehörden für
den verdeckten Eingriff eingesetzt werden sollen, müssen vorab von dieser unabhängigen Stelle unter-
sucht und für den Einsatz freigegeben werden.

• Da die Umsetzung des Eingriffs nur in absoluten Ausnahmefällen - also als Ultima Ratio - erfolgen darf,
wird diese in der Bundesrepublik auf sehr wenige gleichzeitige Fälle beschränkt sein. Diese Aufgabe
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wird daher zentral von einer kleinen Zahl sehr gut ausgebildeter Fachkräfte übernommen und in in ei-
ner von den berechtigten Stellen unabhängigen Bundesbehörde gebündelt. Die berechtigten Stellen des
Bundes und der Länder können diese Bundesbehörde im Wege der Amtshilfe mit rechtlich zulässigen
Maßnahmen beauftragen. Diese Bundesbehörde wird einer strengen parlamentarischen Kontrolle unter-
worfen.

• Das anordnende Gericht wird verpflichtet innerhalb von 30 Tagen nach Abschluß einen ausführlichen
Bericht über die durchgeführte Maßnahme zu erstellen. Mit der Erstellung des Berichts ist ein Rich-
ter zu betrauen, der bisher nicht an der entsprechenden Ermittlung beteiligt war. In diesem Bericht ist
festzustellen, ob die Maßnahme ordnungsgemäß im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und nach
den Bestimmungen der richterlichen Anordnung durchgeführt wurde. Ebenso obliegt es dem Richter zu
bewerten, ob die gewonnenen Erkenntnisse letztendlich den schweren Eingriff in die Grundrechte des
Betroffenen rechtfertigen.

• Ein parlamentarisches Kontrollgremium wird die Berichte der Richter sammeln, regelmässig zusammen-
fassen und auswerten. Anhand der Auswertungen ist regelmäßig zu prüfen, ob diese Grundrechtseingriffe
in der Praxis überhaupt gerechtfertigt sind und insgesamt benötigt werden.

[5] Auch wenn alle diese Maßnahmen im Gesetz verankert werden, werden wir uns weiterhin konsequent für
die Abschaffung und ein strafbewertes Verbot der verdeckten Eingriffe in informationstechnische Sysgteme
einsetzen.“

Konkurrenzanträge

PA302 Privatsphäre: Keine Bundes- oder Staatstrojaner - Teil 1 - Grundsatzprogramm 322
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Q010

Q010 - Wahrnehmung staatlicher Aufgaben durch Staat und
Öffentlichkeit

Positionspapier - Staatsorganisation LQFB LQFB 2

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Eberhard Zastrau und Martin Haase

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge als Positionspapier und Grundlage für Wahlprogramme ggf. mit modularen Abstim-
mungen zu den beiden Kapiteln und eventuell auch zum vorletzten Absatz (Telekommunikation) beschließen:

Wahrnehmung staatlicher Aufgaben durch Staat
und Öffentlichkeit

Hoheitliche Aufgaben

[2] Für hoheitliche Aufgaben können allein staatliche Institutionen zuständig sein. Eine Verlagerung auf private
Unternehmen widerspricht dem staatlichen Gewaltmonopol und zerstört den staatlichen Zusammenhalt und die
Strukturen der Gesellschaft. Hoheitliche Aufgaben sind sämtliche von Staats wegen veranlasste Kontrollaufga-
ben und insbesondere alle Aufgaben, die unmittelbar in Freiheitsrechte von Personen eingreifen und dabei über
individuelle Vereinbarungen zwischen Personen hinausgehen.

[3] Piraten treten allen Bestrebungen entgegen, hoheitliche Eingriffsrechte an Privatfirmen zu übertragen. Das be-
trifft personenbezogene Sicherheitskontrollen in Verkehrsanlagen ebenso wie die Kontrolle von technischen
Einrichtungen, deren Funktionieren für das Leben und die Gesundheit der Menschen entscheidend ist; unange-
tastet bleiben sollen allerdings privatrechtliche Prüfstellen, die sich wie bei der Automobilprüfung als subsidäre
Angebote bewährt haben. Ganz besonders ist eine Privatisierung von Aufgaben abzulehnen, wo Menschen in
ihrer Freiheit beschränkt werden.

Infrastruktursicherung und Daseinsvorsorge

[4] Bei den Einrichtungen zur Daseinsvorsorge ist zwischen der reinen Infrastruktur und der Nutzung der Infra-
struktureinrichtungen zu unterscheiden. Infrastruktur bedarf der Organisation in staatlichen, kommunalen oder
öffentlich-rechtlichen Strukturen, wenn eine Monopolbildung nicht zu vermeiden ist. Doch soll die Nutzung
der Infrastruktur (also z.B. der Verkehr auf den Verkehrswegen) im Rahmen marktwirtschaftlichen Wettbe-
werbs konkurrierenden Unternehmen übertragen werden. In gleicher Weise ist auch bei anderen Infrastruktur-
Einrichtungen der Zugang und die Nutzung durch verschiedene konkurrierende Unternehmen sicherzustellen.
So sind Strom- und Gasnetz für alle Anbieter zu öffnen. Für Netze, die aufgrund ihrer Struktur nur in einem
engen örtlichen Gebiet wirtschaftlich organisierbar sind, ist auch die Belieferung der Netze kommunalen Un-
ternehmen zu übertragen (Wasserversorgung und Abwasserbehandlung).
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[5] Eine besondere Situation besteht im Aufgabenbereich der Abfallbehandlung. Private Siedlungsabfälle bedürfen
geringerer Kontrolle als Reststoffe aus gewerblicher Produktion. Die bisherigen Systeme privater Reststoff-
Verwertung haben sich auch durch unzureichende Kontrollierbarkeit als in hohem Maße gefährlich für den
Schutz und Erhalt der Umwelt erwiesen, das gilt gerade für Unternehmen außerhalb der Ballungszentren.
Soweit nicht wirksame Kontrollmechanismen gefunden werden können, ist eine Überführung der Reststoff-
Abfuhr und der Vorbereitung für ein Recycling in kommunale Unternehmen vorzusehen.

[6] Die technischen Bedingungen der Kommunikationsinfrastruktur sind inzwischen so vielfältig, dass eine Mono-
polbildung im Bereich der Infrastruktur nicht zu rechtfertigen ist, mittelfristig ist auch das Monopol der »letzten
Meile« in den Festnetzangeboten zu überwinden. Andererseits hat sich im Bereich der Anbieter der Kommu-
nikationsdienstleistungen ein Oligopol herausgebildet, das der Kontrolle durch die Netzagentur bedarf. Die
Netzagentur hat auch dafür zu sorgen, dass ein flächendeckendes Angebot der Kommunikationsinfrastrukturen
gewährleistet ist.

[7] Für die Aufsicht über das Angebot an Infrastruktur und über den Betrieb in den Netzen sind Institutionen zu
schaffen, die organisatorisch selbstständig, unabhängig und transparent arbeiten können.
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PA200

PA200 - Positionierung der Piratenpartei zur Eurokrise -
Alternativantrag zu PA199

Wahlprogramm - Wirtschaft und Finanzen

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Stevenmaass

Antragstext

[1] Unbefristete Rettungsmaßnahmen, bei denen Deutschland für Schulden anderer europäischer Staaten haftet,
kommen für die Piratenpartei nicht in Frage.

[2] Rettungsmaßnahmen für überschuldete Staaten lassen sich mit ordnungspolitischen Prinzipien nicht vereinba-
ren. Sie setzen das Prinzip außer Kraft, dass Gläubiger für ihr Risiko haften müssen. Zusätzlich verletzen sie
die Nichtbeistandsklausel der Europäischen Verträge.

[3] Die Piratenpartei lehnt jedwede Ausweitung oder Verlängerung der Rettungsschirme, die Einführung von Eu-
robonds und auch jede andere Form von gemeinschaftlicher Haftung für Schulden einzelner Staaten ab. Die
Piratenpartei hält es für falsch, dass die Europäische Zentralbank oder die deutsche Bundesbank Staatsanleihen
überschuldeter Staaten aufkauft.

[4] Die Piratenpartei lehnt daher auch die Einrichtung eines unbefristeten Europäischen Stabilitätsmechanismus
(ESM) ab.

[5] Sollten sich die bisher beschlossenen Maßnahmen nicht als hinreichend herausstellen, spricht sich die Pira-
tenpartei dafür aus, überschuldeten Staaten einen geordneten Austritt aus dem Euro zu ermöglichen, um ein
ungeordnetes Auseinanderbrechen unserer Währung zu verhindern.

Konkurrenzanträge

PA199 Positionierung der Piratenpartei zur Eurokrise 233
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PA011

PA011 - Ablehnung von Anwendung der CCS-Technologie

Wahlprogramm - Umwelt und Energie LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Danebod

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge beschließen, im Bereich Umwelt- und Energiepolitik

• im Wahlprogramm

• zur Bundestagswahl 2013

• und zur Europawahl 2014

• oder als Positionspapier

[2] die Anwendung der CCS-Technologie, die die Endlagerung von CO2 im Untergrund sowie in Gewässern zur
Folge hätte, abzulehnen und dazu Folgendes aufzunehmen:

[3] Der Transport von industriell verunreinigtem CO2 sowie dessen Endlagerung im Untergrund oder in Gewässern
bergen eine große Anzahl an potenziellen Gefahren, ökologischen und finanziellen Nachteilen, die bisher noch
nicht vollständig zu überblicken sind, und sind mit Grund- und Menschenrechten nicht vereinbar. Einige dieser
Gefahren sind Erdbeben und Erdrutsche, welche für anliegende Städte und Ortschaften Landschafts-, Gebäude-
, Straßen- und Personenschäden bedeuten würden. Die Abscheidung, der Transport und die CO2-Endlagerung
mindern die Effizienz der fossilen Kraftwerke, wodurch die Stromerzeugung teurer werden würde und sehr
viele Steuergelder aufgewendet werden müssten. Aus diesen und weiteren Gründen lehnen wir den Transport
von industriell verunreinigtem CO2 sowie dessen Endlagerung im Untergrund oder in Gewässern ab. Eine
Abscheidung von CO2 für andere Nutzungsarten wird nicht abgelehnt.

35

https://lqfb.piratenpartei.de/pp/initiative/show/180.html


PA160

PA160 - Transparenz von Lobbyismus und politischer
Interessenvertretung

Grundsatzprogramm - Transparenz in Politik und Verwaltung LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Jan Hemme

Antragstext

[1] Es wird beantragt, im Parteiprogramm an geeigneter Stelle folgendes einzufügen:

[2] Die Piratenpartei Deutschland erkennt die Konsultation von Interessenvertretern – z.B. Nichtregierungsorga-
nisationen, Gewerkschaften, Umweltschutz-, Bürgerrechts- und Unternehmensverbänden – als integralen Be-
standteil des politischen Willensbildungsprozesses der Gesellschaft an – solange dieser Austausch hinreichend
offen und transparent ist. Die überproportionale Einflussnahme einzelner Gruppen durch die Verlagerung der
politischen Willensbildung in informelle Beziehungsnetzwerke außerhalb des formalen Gesetzgebungsprozes-
ses, lehnen wir ab.

[3] Die Piratenpartei fordert ein Lobbyregister für Bundes- und Landesparlamente, in das sich Interessenvertreter
und Interessenvertretungen verpflichtend eintragen müssen. Ein solches Register soll Aussagekraft hinsichtlich
Budget, Tätigkeitsbereich, Anzahl und Namen der tätigen Personen und – bei Lobbyagenturen, Anwaltskanz-
leien und Denkfabriken – Mandanten und Auftraggeber enthalten. Verstöße gegen Anzeigevorschriften und
Fristen sollen mit Bußgeldern und weiteren Sanktionsmöglichkeiten, wie z.B. der Erfassung auf einer schwar-
zen Liste, geahndet werden.

[4] Aus Transparenzgründen soll ein solches Register maschinenlesbar gestaltet sein, um im Sinne von OpenData
die Verknüpfung mit den Abgeordneten- und Abstimmungsdaten der Parlamente zu ermöglichen.
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PA017 - Strategische Förderung Freier Software mittels eines
FLOSS-Fonds

Wahlprogramm - Offene Standards und freie Software LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Inkorrupt

Antragstext

[1] Es wird jeweils einzeln beantragt folgenden Programmpunkt

[2] 1.) in das Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2013

[3] 2.) in das Wahlprogramm zur Europawahl 2014

[4] aufzunehmen:

[5] Strategische Förderung Freier Software mittels eines FLOSS-Fonds

[6] Die Entwicklung, Nutzung und Verbreitung Freier Software ist mit einem jährlichen Betrag (FLOSS-Fonds)
zu fördern, der mindestens einem Zehntel der Summe entspricht, die jährlich aus öffentlichen Mitteln zur
Anschaffung und Betrieb proprietärer Software aufgewendet werden.

[7] Aktuelle Fassung

Freie Software

[8] Wir setzen uns für die Förderung von Software ein, die von allen uneingeschränkt benutzt, untersucht, verbreitet
und verändert werden kann. Diese sogenannte Freie Software garantiert ihren Nutzerinnen alle wesentlichen
Freiheiten, die notwendig sind, um die Kontrolle über ihre technischen Systeme selbst zu übernehmen und
diese gegebenenfalls kollektiv und demokratisch weiter zu entwickeln. Dies leistet einen wesentlichen Beitrag
zur Stärkung von Autonomie und Privatsphäre aller Nutzer. Insbesondere Bildungseinrichtungen und die ge-
samte öffentliche Verwaltung sollen schrittweise darauf hinarbeiten ihre gesamte technische Infrastruktur auf
Freie Software umzustellen, um so langfristig Kosten für die öffentlichen Haushalte und die Abhängigkeit von
einzelnen Herstellern zu reduzieren.

[9] Neue Fassung

Freie Software

[10] Wir setzen uns für die Förderung von Software ein, die von allen uneingeschränkt benutzt, untersucht, verbreitet
und verändert werden kann. Diese sogenannte Freie Software garantiert ihren Nutzerinnen alle wesentlichen
Freiheiten, die notwendig sind, um die Kontrolle über ihre technischen Systeme selbst zu übernehmen und
diese gegebenenfalls kollektiv und demokratisch weiter zu entwickeln. Dies leistet einen wesentlichen Beitrag
zur Stärkung von Autonomie und Privatsphäre aller Nutzer. Insbesondere Bildungseinrichtungen und die ge-
samte öffentliche Verwaltung sollen schrittweise darauf hinarbeiten ihre gesamte technische Infrastruktur auf
Freie Software umzustellen, um so langfristig Kosten für die öffentlichen Haushalte und die Abhängigkeit von
einzelnen Herstellern zu reduzieren.
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[11] Strategische Förderung Freier Software mittels eines FLOSS-Fonds
Die Entwicklung, Nutzung und Verbreitung Freier Software ist mit einem jährlichen Betrag (FLOSS-Fonds)
zu fördern, der mindestens einem Zehntel der Summe entspricht, die jährlich aus öffentlichen Mitteln zur
Anschaffung und Betrieb proprietärer Software aufgewendet werden.
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PA037 - Strategische Förderung Freier Software mittels eines
FLOSS-Fonds

Grundsatzprogramm - Offene Standards und freie Software LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Inkorrupt

Antragstext

[1] Es wird beantragt folgenden Programmpunkt in das Grundsatzprogramm aufzunehmen:

[2] Strategische Förderung Freier Software mittels eines FLOSS-Fonds

[3] Die Entwicklung, Nutzung und Verbreitung Freier Software ist mit einem jährlichen Betrag (FLOSS-Fonds)
zu fördern, der mindestens einem Zehntel der Summe entspricht, die jährlich aus öffentlichen Mitteln zur
Anschaffung und Betrieb proprietärer Software aufgewendet werden.

[4] Aktuelle Fassung

Freie Software

[5] Wir setzen uns für die Förderung von Software ein, die von allen uneingeschränkt benutzt, untersucht, verbreitet
und verändert werden kann. Diese sogenannte Freie Software garantiert ihren Nutzerinnen alle wesentlichen
Freiheiten, die notwendig sind, um die Kontrolle über ihre technischen Systeme selbst zu übernehmen und
diese gegebenenfalls kollektiv und demokratisch weiter zu entwickeln. Dies leistet einen wesentlichen Beitrag
zur Stärkung von Autonomie und Privatsphäre aller Nutzer. Insbesondere Bildungseinrichtungen und die ge-
samte öffentliche Verwaltung sollen schrittweise darauf hinarbeiten ihre gesamte technische Infrastruktur auf
Freie Software umzustellen, um so langfristig Kosten für die öffentlichen Haushalte und die Abhängigkeit von
einzelnen Herstellern zu reduzieren.

[6] Neue Fassung

Freie Software

[7] Wir setzen uns für die Förderung von Software ein, die von allen uneingeschränkt benutzt, untersucht, verbreitet
und verändert werden kann. Diese sogenannte Freie Software garantiert ihren Nutzerinnen alle wesentlichen
Freiheiten, die notwendig sind, um die Kontrolle über ihre technischen Systeme selbst zu übernehmen und
diese gegebenenfalls kollektiv und demokratisch weiter zu entwickeln. Dies leistet einen wesentlichen Beitrag
zur Stärkung von Autonomie und Privatsphäre aller Nutzer. Insbesondere Bildungseinrichtungen und die ge-
samte öffentliche Verwaltung sollen schrittweise darauf hinarbeiten ihre gesamte technische Infrastruktur auf
Freie Software umzustellen, um so langfristig Kosten für die öffentlichen Haushalte und die Abhängigkeit von
einzelnen Herstellern zu reduzieren.

[8] Strategische Förderung Freier Software mittels eines FLOSS-Fonds
Die Entwicklung, Nutzung und Verbreitung Freier Software ist mit einem jährlichen Betrag (FLOSS-Fonds)
zu fördern, der mindestens einem Zehntel der Summe entspricht, die jährlich aus öffentlichen Mitteln zur
Anschaffung und Betrieb proprietärer Software aufgewendet werden.
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PA286 - Managergehälter

Grundsatzprogramm - Arbeit und Soziales

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Kai Orak

Antragstext

[1] In das Grundsatzprogramm wird an geeigneter Stelle aufgenommen:

[2] “Die Spitzengehälter der Manager im Unternehmen oder Betrieb dürfen maximal ein festgelegtes Vielfaches
des niedrigsten Einkommens im Unternehmen, oder Betrieb betragen, das gilt für alle Formen der Entlohnung.“
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PA208 - Abschaffung der Zeitumstellung - Zeitzone durch
Volksbefragung in jedem EU-Mitgliedsstaat

Wahlprogramm - Umwelt und Energie WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Ulrics, Galaxy07

Antragstext

[1] Der Parteitag möge beschließen:

[2] 1) In die Wahlprogramme für die kommende Bundestagswahl sowie die Europawahl 2014 wird an geeigneter
Stelle folgender Abschnitt aufgenommen:

[3] Die Piratenpartei setzt sich für eine baldestmögliche Abschaffung der Zeitumstellung in der Europäischen Uni-
on ein.

[4] Die Wahl der ganzjährig einzuführenden Zeitzone trifft jeder EU-Mitgliedsstaat einzeln durch eine geeignete
Volksbefragung.

[5] 2) Die Piratenpartei wird ein europäisches Bürgerbegehren zur Abschaffung der Zeitumstellung unterstützen.
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PA018 - Steuervereinfachung und Steuergerechtigkeit

Wahlprogramm - Wirtschaft und Finanzen

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Alfred Hollatz

Antragstext

[1] Es wird beantragt im Parteiprogramm / Wahlprogramm zur Bundestagswahl 2013/Europawahl 2014 an ge-
eigneter Stelle folgenden Vorschlag zur Steuervereinfachung und Realisierung von bisher allenfalls begrenzt
gewährleisteter Steuergerechtigkeit einzufügen:

[2] “Ein gesichertes Steueraufkommen ist zur Erfüllung der notwendigen Gemeinschaftsaufgaben zwingend. Die
Zahlung von Steuern ist der Preis der Freiheit, weil sie die Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit grundsätz-
lich in privater Hand belässt und den Staat demgegenüber auf die Teilhabe am Erfolg privaten Wirtschaftens
durch die Erhebung von Steuern verweist. Dieses System ist Ausdruck der Gleichheit vor dem Gesetz und der
individuellen Freiheit, die auch beinhaltet, sich von anderen unterscheiden zu dürfen.

[3] Das Steuerrecht bedarf allerdings zur Vereinfachung und Herstellung der verfassungsrechtlich gebotenen Steu-
ergerechtigkeit einer systematischen Neukonzeption. Zur Erreichung dieses Ziels macht sich die Piratenpartei
den vom ehemaligen Richter am BVerfG Paul Kirchhof in seinem “Bundessteuergesetzbuch“ vorgelegten Re-
formentwurf zur Erneuerung des Steuerrechts zu eigen. Zusätzlich muss eine Finanztransaktionssteuer entspre-
chend den Vorschlägen der EU-Kommission eingeführt werden, die sich vor dem Hintergrund der gegenwärti-
gen Probleme im EU-Raum und in der amerikanischen Wirtschaft als unabdinglich erwiesen hat.“
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PA024 - Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft

Grundsatzprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik vertreten durch Hanns-Jørg Rohwedder, Hartmut Ernst, Ron

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Programm-
änderungsantrag “Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft“ beschließen. Für eine zukunftssichere Energie-
wirtschaft

[2] Nachhaltigkeit

[3] Die aktuelle energiepolitische Ausrichtung ist geprägt von Erzeugungs- und Verteilungsstrukturen, die wirt-
schaftliche Aspekte über Nachhaltigkeit, Transparenz und Umweltverträglichkeit stellen. Insbesondere die Re-
duzierung des Energieverbrauchs gehört gegenwärtig weder zu den wesentlichen unternehmerischen, noch zu
den vorherrschenden politischen Zielen. Von der dauerhaften Verfügbarkeit einer bezahlbaren Energieversor-
gung hängt aber unser aller Wohlstand wesentlich ab. Demzufolge müssen sich an diesem Ziel alle energie-
politischen Maßnahmen messen und daraus ableiten lassen. Jede Form der Energieerzeugung und -verteilung
muss nachhaltig gestaltet werden, da die Ressourcen endlich und deren Verbrauch terminiert ist. Unser Ziel ist,
dass bis 2040 mehr als die Hälfte des gesamten Primärenergiebedarfs und bis 2050 die gesamte Stromerzeu-
gung aus generativen und regenerativen Energiequellen gedeckt wird. Dies muss sowohl umweltschonend als
auch gesellschaftlich verträglich erfolgen. Einen wesentlichen Beitrag leisten dabei auch die Vermeidung und
Reduzierung von Verbräuchen, gepaart mit Effizienzgewinnen. Getragen von den Grundsätzen Nachhaltigkeit,
Transparenz und Bürgernähe gibt sich die Piratenpartei Deutschland folgende energiepolitische Leitlinien:

[4] Versorgungssicherheit

[5] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich für einen nationalen Energieplan ein, der die Ziele der Nachhaltig-
keit, Effizienz und Versorgungssicherheit unter den Aspekten der Umweltverträglichkeit und gesellschaftlichen
Akzeptanz verfolgt. Dieser Energieplan muss mit allen Beteiligten abgestimmt werden, wobei aber nicht rein
wirtschaftlichen Interessen Priorität bei der Festlegung der Regeln eingeräumt werden soll.

[6] Ein wesentlicher Aspekt der Versorgungssicherheit ist die Dezentralisierung der Energiegewinnung und -
verteilung. Kleinteilige Strukturen schaffen mehr Sicherheit als große, zentralisierte Einheiten. Zugleich sind
die Betriebs- und Ausfallrisiken geringer. Die Energiewirtschaft soll so organisiert werden, dass Beschaffung,
Erzeugung und Verteilung möglichst diversifiziert und transparent erfolgen und auch die Preisgestaltung öffent-
lich nachvollziehbar vorgenommen wird. Dies wird durch heterogene Strukturen und fairen Wettbewerb nach
den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft unter staatlicher Aufsicht erreicht.

[7] Die Betonung der Dezentralisierung schließt jedoch grenzüberschreitende Großprojekte – beispielsweise inter-
nationale Verbunde von Windkraftanlagen und Verteilungsnetzen, Desertec und ITER – nicht aus. Diese müssen
jedoch vor allem auf Kooperation und Nachhaltigkeit ausgerichtet sein und weniger auf Gewinnmaximierung
und Bildung von Infrastrukturmonopolen.

[8] Energiegewinnung aus generativen und regenerativen Ressourcen

[9] Die Piratenpartei Deutschland steht für eine langfristig sichere Energieversorgung. Daher soll die Energiege-
winnung aus fossilen Brennstoffen und Atomkraft mittel- und langfristig durch nachhaltig verfügbare und um-
weltschonende Ressourcen ersetzt werden, wozu auch der adäquate Ausbau der Verteilungsnetze gehört. Dies
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wird ökologisch und ökonomisch durch wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse und wahrscheinliche Szenari-
os begründet. In Frage kommen generative, also praktisch unbegrenzt verfügbare Ressourcen wie Wind, Sonne,
Wasser, Gezeiten und Geothermie so-wie Biomasse als regenerative Energiequelle. Wir wollen erreichen, dass
bis 2040 durch (re-)generative Ressourcen sowohl am Strom- als auch am Wärme- und Treibstoffmarkt mehr
als die Hälfte des Energiebedarfs in Deutschland gedeckt werden können. Langfristig soll dieser Beitrag weiter
erhöht werden.

[10] Uns ist dabei bewusst, dass auch die Umstellung auf erneuerbare Energien Risiken birgt. Beispiele sind Gefähr-
dungen bei exzessiver Nutzung von Wasserkraft und Geothermie, aber auch die Gewinnung von Biomasse in
Konkurrenz zur Lebensmittelproduktion. Deswegen sind umweltverträgliche Verfahren zu bevorzugen, welche
die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen und Naturgebieten minimieren.

[11] Energiespeicherung, Netzausbau und Netzneutralität

[12] Im Sinne der nachhaltigen Versorgungssicherheit und zur Vermeidung einer Konzentration auf wenige Anbieter
sollen insbesondere Strom-, Gas- und Wärmenetze durch die öffentliche Hand reguliert werden. Unsere Politik
wird gewährleisten, dass die Netzinfrastruktur den Systemwandel in der Energiewirtschaft unterstützt.

[13] Der Ausbau der generativen Energiequellen wie Photovoltaik- und Windkraftanlagen erfordert eine Anpassung
der Netztopologie und zugleich eine ökonomisch und energetisch effiziente Speicherung von Energie. Der
gleichberechtigte Netzzugang einer Vielzahl von Erzeugern mit großen regionalen Unterschieden in Erzeu-
gungskapazität und zeitlicher Verteilung erfordert den verstärkten Einsatz intelligenter Managementsysteme,
die unter Wahrung des Datenschutzes angebotene und abgenommene Energiemengen messtechnisch erfassen
und zur optimal aufeinander abgestimmten Lastregelung sowohl der Anbieter als auch der Verbraucher nut-
zen. Generell soll stärker als bisher der Verbrauch der Energieerzeugung folgen und weniger die Energieerzeu-
gung dem Verbrauch. Außerdem sollen Maßnahmen zur Energieeinsparung sowie eine effiziente Kraft-Wärme-
Kopplung aktiv mit einbezogen werden.

[14] Vor diesem Hintergrund treten wir für eine genossenschaftlich organisierte, dezentrale und diversifizierte Ener-
gieerzeugung in virtuellen Kraftwerksverbunden und dementsprechend für kurze Netzwege ein. Zur Sicher-
stellung des gerechten Netzzugangs aller Marktteilnehmer ist eine neutrale, rekommunalisierte Netzinfrastukur
erforderlich. So lassen sich für Inselnetze auf Stadt- und Landkreisebene im Jahresmittel ausgeglichene Ener-
giebilanzen erzielen. Dazu kommt, dass kleinere, autarke Netze und dezentrale Anbieter die Versorgungssi-
cherheit stark erhöhen, die Gefahr von Blackouts verringern und den Aufbau einer dezentralen Energiespeiche-
rinfrastruktur neben großen, zentralen Lösungen fördern, was wiederum die Investitionen für den Ausbau von
Fernleitungsnetzen reduziert. Insgesamt ist dieses Konzept kurzfristig umsetzbar und es bringt zudem sowohl
ökologische als auch regional- und volkswirtschaftliche Vorteile.

[15] Trotz der Konzentration auf dezentrale Strukturen müssen zum Ausgleich typischer Fluktuationen in Wind- und
Solarenergie sowie zum Abfangen von Bedarfs- bzw. Angebotsspitzen die lokalen Netze mit Nachbarnetzen
und diese wiederum mit größeren regionalen und internationalen Einheiten gekoppelt und durch zentrale Ener-
giespeicher gepuffert werden. Durch diesen Regionenverbund kann der aufwändige und Großanlagen bevor-
zugende Energietransport über große Entfernungen, etwa im internationalen Verbund von Offshore-Windparks
mit Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsstrecken, auf wenige Punkt-zu-Punkt-Verbindungen reduziert
werden.

[16] In diesem Szenario nutzen alle Regionen Deutschlands ihre Potenziale für generative und regenerative Energien
weitgehend aus. Es findet ein deutschlandweiter Stromaustausch statt, so dass nur zu einem geringen Anteil
Strom aus Nachbarstaaten importiert oder in diese exportiert werden muss. Die Piratenpartei tritt daher für eine
entsprechende Anpassung des Energieleitungsausbaugesetzes im Rahmen des nationalen Energieplans ein.

[17] Ausstieg aus der Stromerzeugung durch Atomkraftwerke

[18] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich dafür ein, die Stromerzeugung durch Kernspaltung in Atomkraftwer-
ken mittelfristig unter Einhaltung des Atomausstiegsvertrags zu beenden. Anlagen für medizinische und wis-
senschaftliche Anwendungen sind davon nicht betroffen. Wir begründen dies mit den Risiken bei Uranbergbau,
Transport, Anreicherung, Betrieb, Wiederaufbereitung und insbesondere Endlagerung. Dazu kommen die Ge-
fährdung durch Katastrophen und Anschläge sowie die potentielle Möglichkeit des Baus von Kernwaffen, die
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wir strikt ablehnen. Dies bedeutet, dass in Deutschland keine weiteren Atomkraftwerke gebaut werden und
dass Laufzeitverlängerungen über den vereinbarten Termin Anfang der 2020er Jahre hinaus ausgeschlossen
sind. Unabhängig davon ist die offene Frage der Zwischen- und Endlagerung zu lösen, wobei die Betreiber von
Atomkraftwerken stärker als bisher eingebunden werden müssen.

[19] Gegen Atomkraftwerke spricht ferner, dass diese aus wirtschaftlichen und technischen Gründen vor allem als
Großkraftwerke konzipiert sind. Dies widerspricht den favorisierten, dezentralen Lösungen mit kleineren Ein-
heiten. Ein weiterer gewichtiger Grund für den Atomausstieg ist, dass der erhebliche Investitionsbedarf beim
Ausbau der regenerativen Energiegewinnung eine parallele Fortführung der ebenfalls hoch investiven Atom-
wirtschaft nicht zulässt. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der hohen Kosten für Entsorgung und Sicherheits-
technik. Um Versorgungsengpässe zu vermeiden, ist jedoch zugleich mit der verstärkten Nutzung sonstiger
Energiequellen eine Intensivierung der Maßnahmen zur Energieeinsparung erforderlich.

[20] Förderprogramme

[21] Der Umstieg auf (re)generative Energien soll durch Förderprogramme vorangetrieben werden. Damit verbunde-
ne Zuschüsse, Einspeisevergütungen, Prämien und Steuervorteile müssen ökologisch und ökonomisch sinnvoll,
sozial ausgewogen sowie unmittelbar für den vorgesehenen Zweck und die Schonung von Ressourcen wirksam
sein. Wichtig sind dabei die Förderung von Einsparmaßnahmen, von dezentralen Anlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung und der Fernwärme, die Förderung von Wärmedämmungsmaßnahmen sowie kostenlose Angebote
zur Energieberatung.

[22] Förderprogramme müssen langfristig angelegt sein und Planungssicherheit bieten, aber andererseits nach Er-
reichung des Förderzwecks konsequent zurückgefahren werden. Speziell für die Photovoltaik ist eine maßvolle
Reduzierung der umlagefinanzierten Einspeisevergütung für Solarparks mit hohem Landschaftsverbrauch an-
gebracht.

[23] Grundsätzlich hat die steuerfinanzierte Förderung von Grundlagenforschung und Entwicklungsprojekten ge-
genüber der reinen Bezuschussung von Investitionsausgaben Vorrang. Ergebnisse aus staatlich finanzierten
Programmen müssen der Öffentlichkeit allgemein zugänglich gemacht werden. Einen besonderen Schwerpunkt
der Förderung sehen wir in der Verbesserung der Energieeffizienz und Verbrauchsvermeidung. Eine nachhaltige
Reduktion des Energieverbrauchs schafft Spielräume für die schnellere Anpassung an die Herausforderungen
einer auf erneuerbaren Energien beruhenden Gesellschafts- und Wirtschaftsform.
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PA025 - Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft

Wahlprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik vertreten durch Hanns-Jørg Rohwedder, Hartmut Ernst, Ron

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Programm-
änderungsantrag “Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft“ beschließen. Für eine zukunftssichere Energie-
wirtschaft

[2] Nachhaltigkeit

[3] Die aktuelle energiepolitische Ausrichtung ist geprägt von Erzeugungs- und Verteilungsstrukturen, die wirt-
schaftliche Aspekte über Nachhaltigkeit, Transparenz und Umweltverträglichkeit stellen. Insbesondere die Re-
duzierung des Energieverbrauchs gehört gegenwärtig weder zu den wesentlichen unternehmerischen, noch zu
den vorherrschenden politischen Zielen. Von der dauerhaften Verfügbarkeit einer bezahlbaren Energieversor-
gung hängt aber unser aller Wohlstand wesentlich ab. Demzufolge müssen sich an diesem Ziel alle energie-
politischen Maßnahmen messen und daraus ableiten lassen. Jede Form der Energieerzeugung und -verteilung
muss nachhaltig gestaltet werden, da die Ressourcen endlich und deren Verbrauch terminiert ist. Unser Ziel ist,
dass bis 2040 mehr als die Hälfte des gesamten Primärenergiebedarfs und bis 2050 die gesamte Stromerzeu-
gung aus generativen und regenerativen Energiequellen gedeckt wird. Dies muss sowohl umweltschonend als
auch gesellschaftlich verträglich erfolgen. Einen wesentlichen Beitrag leisten dabei auch die Vermeidung und
Reduzierung von Verbräuchen, gepaart mit Effizienzgewinnen. Getragen von den Grundsätzen Nachhaltigkeit,
Transparenz und Bürgernähe gibt sich die Piratenpartei Deutschland folgende energiepolitische Leitlinien:

[4] Versorgungssicherheit

[5] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich für einen nationalen Energieplan ein, der die Ziele der Nachhaltig-
keit, Effizienz und Versorgungssicherheit unter den Aspekten der Umweltverträglichkeit und gesellschaftlichen
Akzeptanz verfolgt. Dieser Energieplan muss mit allen Beteiligten abgestimmt werden, wobei aber nicht rein
wirtschaftlichen Interessen Priorität bei der Festlegung der Regeln eingeräumt werden soll.

[6] Ein wesentlicher Aspekt der Versorgungssicherheit ist die Dezentralisierung der Energiegewinnung und -
verteilung. Kleinteilige Strukturen schaffen mehr Sicherheit als große, zentralisierte Einheiten. Zugleich sind
die Betriebs- und Ausfallrisiken geringer. Die Energiewirtschaft soll so organisiert werden, dass Beschaffung,
Erzeugung und Verteilung möglichst diversifiziert und transparent erfolgen und auch die Preisgestaltung öffent-
lich nachvollziehbar vorgenommen wird. Dies wird durch heterogene Strukturen und fairen Wettbewerb nach
den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft unter staatlicher Aufsicht erreicht.

[7] Die Betonung der Dezentralisierung schließt jedoch grenzüberschreitende Großprojekte – beispielsweise inter-
nationale Verbunde von Windkraftanlagen und Verteilungsnetzen, Desertec und ITER – nicht aus. Diese müssen
jedoch vor allem auf Kooperation und Nachhaltigkeit ausgerichtet sein und weniger auf Gewinnmaximierung
und Bildung von Infrastrukturmonopolen.

[8] Energiegewinnung aus generativen und regenerativen Ressourcen

[9] Die Piratenpartei Deutschland steht für eine langfristig sichere Energieversorgung. Daher soll die Energiege-
winnung aus fossilen Brennstoffen und Atomkraft mittel- und langfristig durch nachhaltig verfügbare und um-
weltschonende Ressourcen ersetzt werden, wozu auch der adäquate Ausbau der Verteilungsnetze gehört. Dies
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wird ökologisch und ökonomisch durch wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse und wahrscheinliche Szenari-
os begründet. In Frage kommen generative, also praktisch unbegrenzt verfügbare Ressourcen wie Wind, Sonne,
Wasser, Gezeiten und Geothermie so-wie Biomasse als regenerative Energiequelle. Wir wollen erreichen, dass
bis 2040 durch (re-)generative Ressourcen sowohl am Strom- als auch am Wärme- und Treibstoffmarkt mehr
als die Hälfte des Energiebedarfs in Deutschland gedeckt werden können. Langfristig soll dieser Beitrag weiter
erhöht werden.

[10] Uns ist dabei bewusst, dass auch die Umstellung auf erneuerbare Energien Risiken birgt. Beispiele sind Gefähr-
dungen bei exzessiver Nutzung von Wasserkraft und Geothermie, aber auch die Gewinnung von Biomasse in
Konkurrenz zur Lebensmittelproduktion. Deswegen sind umweltverträgliche Verfahren zu bevorzugen, welche
die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen und Naturgebieten minimieren.

[11] Energiespeicherung, Netzausbau und Netzneutralität

[12] Im Sinne der nachhaltigen Versorgungssicherheit und zur Vermeidung einer Konzentration auf wenige Anbieter
sollen insbesondere Strom-, Gas- und Wärmenetze durch die öffentliche Hand reguliert werden. Unsere Politik
wird gewährleisten, dass die Netzinfrastruktur den Systemwandel in der Energiewirtschaft unterstützt.

[13] Der Ausbau der generativen Energiequellen wie Photovoltaik- und Windkraftanlagen erfordert eine Anpassung
der Netztopologie und zugleich eine ökonomisch und energetisch effiziente Speicherung von Energie. Der
gleichberechtigte Netzzugang einer Vielzahl von Erzeugern mit großen regionalen Unterschieden in Erzeu-
gungskapazität und zeitlicher Verteilung erfordert den verstärkten Einsatz intelligenter Managementsysteme,
die unter Wahrung des Datenschutzes angebotene und abgenommene Energiemengen messtechnisch erfassen
und zur optimal aufeinander abgestimmten Lastregelung sowohl der Anbieter als auch der Verbraucher nut-
zen. Generell soll stärker als bisher der Verbrauch der Energieerzeugung folgen und weniger die Energieerzeu-
gung dem Verbrauch. Außerdem sollen Maßnahmen zur Energieeinsparung sowie eine effiziente Kraft-Wärme-
Kopplung aktiv mit einbezogen werden.

[14] Vor diesem Hintergrund treten wir für eine genossenschaftlich organisierte, dezentrale und diversifizierte Ener-
gieerzeugung in virtuellen Kraftwerksverbunden und dementsprechend für kurze Netzwege ein. Zur Sicher-
stellung des gerechten Netzzugangs aller Marktteilnehmer ist eine neutrale, rekommunalisierte Netzinfrastukur
erforderlich. So lassen sich für Inselnetze auf Stadt- und Landkreisebene im Jahresmittel ausgeglichene Ener-
giebilanzen erzielen. Dazu kommt, dass kleinere, autarke Netze und dezentrale Anbieter die Versorgungssi-
cherheit stark erhöhen, die Gefahr von Blackouts verringern und den Aufbau einer dezentralen Energiespeiche-
rinfrastruktur neben großen, zentralen Lösungen fördern, was wiederum die Investitionen für den Ausbau von
Fernleitungsnetzen reduziert. Insgesamt ist dieses Konzept kurzfristig umsetzbar und es bringt zudem sowohl
ökologische als auch regional- und volkswirtschaftliche Vorteile.

[15] Trotz der Konzentration auf dezentrale Strukturen müssen zum Ausgleich typischer Fluktuationen in Wind- und
Solarenergie sowie zum Abfangen von Bedarfs- bzw. Angebotsspitzen die lokalen Netze mit Nachbarnetzen
und diese wiederum mit größeren regionalen und internationalen Einheiten gekoppelt und durch zentrale Ener-
giespeicher gepuffert werden. Durch diesen Regionenverbund kann der aufwändige und Großanlagen bevor-
zugende Energietransport über große Entfernungen, etwa im internationalen Verbund von Offshore-Windparks
mit Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsstrecken, auf wenige Punkt-zu-Punkt-Verbindungen reduziert
werden.

[16] In diesem Szenario nutzen alle Regionen Deutschlands ihre Potenziale für generative und regenerative Energien
weitgehend aus. Es findet ein deutschlandweiter Stromaustausch statt, so dass nur zu einem geringen Anteil
Strom aus Nachbarstaaten importiert oder in diese exportiert werden muss. Die Piratenpartei tritt daher für eine
entsprechende Anpassung des Energieleitungsausbaugesetzes im Rahmen des nationalen Energieplans ein.

[17] Ausstieg aus der Stromerzeugung durch Atomkraftwerke

[18] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich dafür ein, die Stromerzeugung durch Kernspaltung in Atomkraftwer-
ken mittelfristig unter Einhaltung des Atomausstiegsvertrags zu beenden. Anlagen für medizinische und wis-
senschaftliche Anwendungen sind davon nicht betroffen. Wir begründen dies mit den Risiken bei Uranbergbau,
Transport, Anreicherung, Betrieb, Wiederaufbereitung und insbesondere Endlagerung. Dazu kommen die Ge-
fährdung durch Katastrophen und Anschläge sowie die potentielle Möglichkeit des Baus von Kernwaffen, die
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wir strikt ablehnen. Dies bedeutet, dass in Deutschland keine weiteren Atomkraftwerke gebaut werden und
dass Laufzeitverlängerungen über den vereinbarten Termin Anfang der 2020er Jahre hinaus ausgeschlossen
sind. Unabhängig davon ist die offene Frage der Zwischen- und Endlagerung zu lösen, wobei die Betreiber von
Atomkraftwerken stärker als bisher eingebunden werden müssen.

[19] Gegen Atomkraftwerke spricht ferner, dass diese aus wirtschaftlichen und technischen Gründen vor allem als
Großkraftwerke konzipiert sind. Dies widerspricht den favorisierten, dezentralen Lösungen mit kleineren Ein-
heiten. Ein weiterer gewichtiger Grund für den Atomausstieg ist, dass der erhebliche Investitionsbedarf beim
Ausbau der regenerativen Energiegewinnung eine parallele Fortführung der ebenfalls hoch investiven Atom-
wirtschaft nicht zulässt. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der hohen Kosten für Entsorgung und Sicherheits-
technik. Um Versorgungsengpässe zu vermeiden, ist jedoch zugleich mit der verstärkten Nutzung sonstiger
Energiequellen eine Intensivierung der Maßnahmen zur Energieeinsparung erforderlich.

[20] Förderprogramme

[21] Der Umstieg auf (re)generative Energien soll durch Förderprogramme vorangetrieben werden. Damit verbunde-
ne Zuschüsse, Einspeisevergütungen, Prämien und Steuervorteile müssen ökologisch und ökonomisch sinnvoll,
sozial ausgewogen sowie unmittelbar für den vorgesehenen Zweck und die Schonung von Ressourcen wirksam
sein. Wichtig sind dabei die Förderung von Einsparmaßnahmen, von dezentralen Anlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung und der Fernwärme, die Förderung von Wärmedämmungsmaßnahmen sowie kostenlose Angebote
zur Energieberatung.

[22] Förderprogramme müssen langfristig angelegt sein und Planungssicherheit bieten, aber andererseits nach Er-
reichung des Förderzwecks konsequent zurückgefahren werden. Speziell für die Photovoltaik ist eine maßvolle
Reduzierung der umlagefinanzierten Einspeisevergütung für Solarparks mit hohem Landschaftsverbrauch an-
gebracht.

[23] Grundsätzlich hat die steuerfinanzierte Förderung von Grundlagenforschung und Entwicklungsprojekten ge-
genüber der reinen Bezuschussung von Investitionsausgaben Vorrang. Ergebnisse aus staatlich finanzierten
Programmen müssen der Öffentlichkeit allgemein zugänglich gemacht werden. Einen besonderen Schwerpunkt
der Förderung sehen wir in der Verbesserung der Energieeffizienz und Verbrauchsvermeidung. Eine nachhaltige
Reduktion des Energieverbrauchs schafft Spielräume für die schnellere Anpassung an die Herausforderungen
einer auf erneuerbaren Energien beruhenden Gesellschafts- und Wirtschaftsform.
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PA027 - Für eine zukunftssichere Energiepolitik: Teil 1 Nachhaltigkeit
und Versorgungssicherheit

Grundsatzprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Teil 1 des
Programmänderungsantrags “Für eine zukunftssicheren Energiewirtschaft“ beschließen.

[2] Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft Teil 1

[3] Nachhaltigkeit

[4] Die aktuelle energiepolitische Ausrichtung ist geprägt von Erzeugungs- und Verteilungsstrukturen, die wirt-
schaftliche Aspekte über Nachhaltigkeit, Transparenz und Umweltverträglichkeit stellen. Insbesondere die Re-
duzierung des Energieverbrauchs gehört gegenwärtig weder zu den wesentlichen unternehmerischen, noch zu
den vorherrschenden politischen Zielen. Von der dauerhaften Verfügbarkeit einer bezahlbaren Energieversor-
gung hängt aber unser aller Wohlstand wesentlich ab. Demzufolge müssen sich an diesem Ziel alle energie-
politischen Maßnahmen messen und daraus ableiten lassen. Jede Form der Energieerzeugung und -verteilung
muss nachhaltig gestaltet werden, da die Ressourcen endlich und deren Verbrauch terminiert ist. Unser Ziel ist,
dass bis 2040 mehr als die Hälfte des gesamten Primärenergiebedarfs und bis 2050 die gesamte Stromerzeu-
gung aus generativen und regenerativen Energiequellen gedeckt wird. Dies muss sowohl umweltschonend als
auch gesellschaftlich verträglich erfolgen. Einen wesentlichen Beitrag leisten dabei auch die Vermeidung und
Reduzierung von Verbräuchen, gepaart mit Effizienzgewinnen. Getragen von den Grundsätzen Nachhaltigkeit,
Transparenz und Bürgernähe gibt sich die Piratenpartei Deutschland folgende energiepolitische Leitlinien:

[5] Versorgungssicherheit

[6] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich für einen nationalen Energieplan ein, der die Ziele der Nachhaltig-
keit, Effizienz und Versorgungssicherheit unter den Aspekten der Umweltverträglichkeit und gesellschaftlichen
Akzeptanz verfolgt. Dieser Energieplan muss mit allen Beteiligten abgestimmt werden, wobei aber nicht rein
wirtschaftlichen Interessen Priorität bei der Festlegung der Regeln eingeräumt werden soll.

[7] Ein wesentlicher Aspekt der Versorgungssicherheit ist die Dezentralisierung der Energiegewinnung und -
verteilung. Kleinteilige Strukturen schaffen mehr Sicherheit als große, zentralisierte Einheiten. Zugleich sind
die Betriebs- und Aus-fallrisiken geringer. Die Energiewirtschaft soll so organisiert werden, dass Beschaffung,
Erzeugung und Verteilung möglichst diversifiziert und transparent erfolgen und auch die Preisgestaltung öffent-
lich nachvollziehbar vorgenommen wird. Dies wird durch heterogene Strukturen und fairen Wettbewerb nach
den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft unter staatlicher Aufsicht erreicht.

[8] Die Betonung der Dezentralisierung schließt jedoch grenzüberschreitende Großprojekte – beispielsweise inter-
nationale Verbunde von Windkraftanlagen und Verteilungsnetzen, Desertec und ITER – nicht aus. Diese müssen
jedoch vor allem auf Kooperation und Nachhaltigkeit ausgerichtet sein und weniger auf Gewinnmaximierung
und Bildung von Infrastrukturmonopolen.
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PA028 - Für eine zukunftssichere Energiepolitik: Teil 1 Nachhaltigkeit
und Versorgungssicherheit

Wahlprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Teil 1 des
Programmänderungsantrags “Für eine zukunftssicheren Energiewirtschaft“ beschließen.

[2] Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft Teil 1

[3] Nachhaltigkeit

[4] Die aktuelle energiepolitische Ausrichtung ist geprägt von Erzeugungs- und Verteilungsstrukturen, die wirt-
schaftliche Aspekte über Nachhaltigkeit, Transparenz und Umweltverträglichkeit stellen. Insbesondere die Re-
duzierung des Energieverbrauchs gehört gegenwärtig weder zu den wesentlichen unternehmerischen, noch zu
den vorherrschenden politischen Zielen. Von der dauerhaften Verfügbarkeit einer bezahlbaren Energieversor-
gung hängt aber unser aller Wohlstand wesentlich ab. Demzufolge müssen sich an diesem Ziel alle energie-
politischen Maßnahmen messen und daraus ableiten lassen. Jede Form der Energieerzeugung und -verteilung
muss nachhaltig gestaltet werden, da die Ressourcen endlich und deren Verbrauch terminiert ist. Unser Ziel ist,
dass bis 2040 mehr als die Hälfte des gesamten Primärenergiebedarfs und bis 2050 die gesamte Stromerzeu-
gung aus generativen und regenerativen Energiequellen gedeckt wird. Dies muss sowohl umweltschonend als
auch gesellschaftlich verträglich erfolgen. Einen wesentlichen Beitrag leisten dabei auch die Vermeidung und
Reduzierung von Verbräuchen, gepaart mit Effizienzgewinnen. Getragen von den Grundsätzen Nachhaltigkeit,
Transparenz und Bürgernähe gibt sich die Piratenpartei Deutschland folgende energiepolitische Leitlinien:

[5] Versorgungssicherheit

[6] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich für einen nationalen Energieplan ein, der die Ziele der Nachhaltig-
keit, Effizienz und Versorgungssicherheit unter den Aspekten der Umweltverträglichkeit und gesellschaftlichen
Akzeptanz verfolgt. Dieser Energieplan muss mit allen Beteiligten abgestimmt werden, wobei aber nicht rein
wirtschaftlichen Interessen Priorität bei der Festlegung der Regeln eingeräumt werden soll.

[7] Ein wesentlicher Aspekt der Versorgungssicherheit ist die Dezentralisierung der Energiegewinnung und -
verteilung. Kleinteilige Strukturen schaffen mehr Sicherheit als große, zentralisierte Einheiten. Zugleich sind
die Betriebs- und Aus-fallrisiken geringer. Die Energiewirtschaft soll so organisiert werden, dass Beschaffung,
Erzeugung und Verteilung möglichst diversifiziert und transparent erfolgen und auch die Preisgestaltung öffent-
lich nachvollziehbar vorgenommen wird. Dies wird durch heterogene Strukturen und fairen Wettbewerb nach
den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft unter staatlicher Aufsicht erreicht.

[8] Die Betonung der Dezentralisierung schließt jedoch grenzüberschreitende Großprojekte – beispielsweise inter-
nationale Verbunde von Windkraftanlagen und Verteilungsnetzen, Desertec und ITER – nicht aus. Diese müssen
jedoch vor allem auf Kooperation und Nachhaltigkeit ausgerichtet sein und weniger auf Gewinnmaximierung
und Bildung von Infrastrukturmonopolen.
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PA029 - Für eine zukunftssichere Energiepolitik: Teil 2
Energiegewinnung aus generativen und regenerativen Ressourcen

Grundsatzprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Teil 2 des
Programmänderungsantrags “Für eine zukunftssicheren Energiewirtschaft“ beschließen. Für eine zukunftssi-
chere Energiewirtschaft Teil 2

[2] Energiegewinnung aus generativen und regenerativen Ressourcen

[3] Die Piratenpartei Deutschland steht für eine langfristig sichere Energieversorgung. Daher soll die Energiege-
winnung aus fossilen Brennstoffen und Atomkraft mittel- und langfristig durch nachhaltig verfügbare und um-
weltschonende Ressourcen ersetzt werden, wozu auch der adäquate Ausbau der Verteilungsnetze gehört. Dies
wird ökologisch und ökonomisch durch wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse und wahrscheinliche Szenari-
os begründet. In Frage kommen generative, also praktisch unbegrenzt verfügbare Ressourcen wie Wind, Sonne,
Wasser, Gezeiten und Geothermie sowie Biomasse als regenerative Energiequelle. Wir wollen erreichen, dass
bis 2040 durch (re-)generative Ressourcen sowohl am Strom- als auch am Wärme- und Treibstoffmarkt mehr
als die Hälfte des Energiebedarfs in Deutschland gedeckt werden können. Langfristig soll dieser Beitrag weiter
erhöht werden.

[4] Uns ist dabei bewusst, dass auch die Umstellung auf erneuerbare Energien Risiken birgt. Beispiele sind Gefähr-
dungen bei exzessiver Nutzung von Wasserkraft und Geothermie, aber auch die Gewinnung von Biomasse in
Konkurrenz zur Lebensmittelproduktion. Deswegen sind umweltverträgliche Verfahren zu bevorzugen, welche
die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen und Naturgebieten minimieren.
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PA030 - ür eine zukunftssichere Energiepolitik: Teil 2
Energiegewinnung aus generativen und regenerativen Ressourcen

Wahlprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Teil 2 des
Programmänderungsantrags “Für eine zukunftssicheren Energiewirtschaft“ beschließen. Für eine zukunftssi-
chere Energiewirtschaft Teil 2

[2] Energiegewinnung aus generativen und regenerativen Ressourcen

[3] Die Piratenpartei Deutschland steht für eine langfristig sichere Energieversorgung. Daher soll die Energiege-
winnung aus fossilen Brennstoffen und Atomkraft mittel- und langfristig durch nachhaltig verfügbare und um-
weltschonende Ressourcen ersetzt werden, wozu auch der adäquate Ausbau der Verteilungsnetze gehört. Dies
wird ökologisch und ökonomisch durch wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse und wahrscheinliche Szenari-
os begründet. In Frage kommen generative, also praktisch unbegrenzt verfügbare Ressourcen wie Wind, Sonne,
Wasser, Gezeiten und Geothermie sowie Biomasse als regenerative Energiequelle. Wir wollen erreichen, dass
bis 2040 durch (re-)generative Ressourcen sowohl am Strom- als auch am Wärme- und Treibstoffmarkt mehr
als die Hälfte des Energiebedarfs in Deutschland gedeckt werden können. Langfristig soll dieser Beitrag weiter
erhöht werden.

[4] Uns ist dabei bewusst, dass auch die Umstellung auf erneuerbare Energien Risiken birgt. Beispiele sind Gefähr-
dungen bei exzessiver Nutzung von Wasserkraft und Geothermie, aber auch die Gewinnung von Biomasse in
Konkurrenz zur Lebensmittelproduktion. Deswegen sind umweltverträgliche Verfahren zu bevorzugen, welche
die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen und Naturgebieten minimieren.

Konkurrenzanträge
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PA031 - Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft: Teil 3
Energiespeicherung, Netzausbau und Netzneutralität

Grundsatzprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Teil 3 des
Programmänderungsantrags “Für eine zukunftssicheren Energiewirtschaft“ beschließen.

[2] Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft Teil 3

[3] Energiespeicherung, Netzausbau und Netzneutralität

[4] Im Sinne der nachhaltigen Versorgungssicherheit und zur Vermeidung einer Konzentration auf wenige Anbieter
sollen insbesondere Strom-, Gas- und Wärmenetze durch die öffentliche Hand reguliert werden. Unsere Politik
wird gewährleisten, dass die Netzinfrastruktur den Systemwandel in der Energiewirtschaft unterstützt.

[5] Der Ausbau der generativen Energiequellen wie Photovoltaik- und Windkraftanlagen erfordert eine Anpassung
der Netztopologie und zugleich eine ökonomisch und energetisch effiziente Speicherung von Energie. Der
gleichberechtigte Netzzugang einer Vielzahl von Erzeugern mit großen regionalen Unterschieden in Erzeu-
gungskapazität und zeitlicher Verteilung erfordert den verstärkten Einsatz intelligenter Managementsysteme,
die unter Wahrung des Datenschutzes angebotene und abgenommene Energiemengen messtechnisch erfas-
sen und zur optimal aufeinander abgestimmten Lastregelung sowohl der Anbieter als auch der Verbraucher
nutzen. Generell soll stärker als bisher der Verbrauch der Energieerzeugung folgen und weniger die Energie-
erzeugung dem Verbrauch. Außerdem sollen Maßnahmen zur Energieeinsparung sowie eine effiziente Kraft-
Wärme-Kopplung aktiv mit einbezogen werden. Vor diesem Hintergrund treten wir für eine genossenschaftlich
organisierte, dezentrale und diversifizierte Energieerzeugung in virtuellen Kraftwerksverbunden und dement-
sprechend für kurze Netzwege ein. Zur Sicherstellung des gerechten Netzzugangs aller Marktteilnehmer ist eine
neutrale, rekommunalisierte Netzinfrastukur erforderlich. So lassen sich für Inselnetze auf Stadt- und Landkrei-
sebene im Jahresmittel ausgeglichene Energiebilanzen erzielen. Dazu kommt, dass kleinere, autarke Netze und
dezentrale Anbieter die Versorgungssicherheit stark erhöhen, die Gefahr von Blackouts verringern und den
Aufbau einer dezentralen Energiespeicherinfrastruktur neben großen, zentralen Lösungen fördern, was wieder-
um die Investitionen für den Ausbau von Fernleitungsnetzen reduziert. Insgesamt ist dieses Konzept kurzfristig
umsetzbar und es bringt zudem sowohl ökologische als auch regional- und volkswirtschaftliche Vorteile.

[6] Trotz der Konzentration auf dezentrale Strukturen müssen zum Ausgleich typischer Fluktuationen in Wind- und
Solarenergie sowie zum Abfangen von Bedarfs- bzw. Angebotsspitzen die lokalen Netze mit Nachbarnetzen
und diese wiederum mit größeren regionalen und internationalen Einheiten gekoppelt und durch zentrale Ener-
giespeicher gepuffert werden. Durch diesen Regionenverbund kann der aufwändige und Großanlagen bevor-
zugende Energietransport über große Entfernungen, etwa im internationalen Verbund von Offshore-Windparks
mit Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsstrecken, auf wenige Punkt-zu-Punkt-Verbindungen reduziert
werden.

[7] In diesem Szenario nutzen alle Regionen Deutschlands ihre Potenziale für generative und regenerative Energien
weitgehend aus. Es findet ein deutschlandweiter Stromaustausch statt, so dass nur zu einem geringen Anteil
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Strom aus Nachbarstaaten importiert oder in diese exportiert werden muss. Die Piratenpartei tritt daher für eine
entsprechende Anpassung des Energieleitungsausbaugesetzes im Rahmen des nationalen Energieplans ein.

Konkurrenzanträge

PA022 Ausführung Programm Energiepolitik 46

63
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PA032 - Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft: Teil 3
Energiespeicherung, Netzausbau und Netzneutralität

Wahlprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Teil 3 des
Programmänderungsantrags “Für eine zukunftssicheren Energiewirtschaft“ beschließen.

[2] Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft Teil 3

[3] Energiespeicherung, Netzausbau und Netzneutralität

[4] Im Sinne der nachhaltigen Versorgungssicherheit und zur Vermeidung einer Konzentration auf wenige Anbieter
sollen insbesondere Strom-, Gas- und Wärmenetze durch die öffentliche Hand reguliert werden. Unsere Politik
wird gewährleisten, dass die Netzinfrastruktur den Systemwandel in der Energiewirtschaft unterstützt.

[5] Der Ausbau der generativen Energiequellen wie Photovoltaik- und Windkraftanlagen erfordert eine Anpassung
der Netztopologie und zugleich eine ökonomisch und energetisch effiziente Speicherung von Energie. Der
gleichberechtigte Netzzugang einer Vielzahl von Erzeugern mit großen regionalen Unterschieden in Erzeu-
gungskapazität und zeitlicher Verteilung erfordert den verstärkten Einsatz intelligenter Managementsysteme,
die unter Wahrung des Datenschutzes angebotene und abgenommene Energiemengen messtechnisch erfas-
sen und zur optimal aufeinander abgestimmten Lastregelung sowohl der Anbieter als auch der Verbraucher
nutzen. Generell soll stärker als bisher der Verbrauch der Energieerzeugung folgen und weniger die Energie-
erzeugung dem Verbrauch. Außerdem sollen Maßnahmen zur Energieeinsparung sowie eine effiziente Kraft-
Wärme-Kopplung aktiv mit einbezogen werden. Vor diesem Hintergrund treten wir für eine genossenschaftlich
organisierte, dezentrale und diversifizierte Energieerzeugung in virtuellen Kraftwerksverbunden und dement-
sprechend für kurze Netzwege ein. Zur Sicherstellung des gerechten Netzzugangs aller Marktteilnehmer ist eine
neutrale, rekommunalisierte Netzinfrastukur erforderlich. So lassen sich für Inselnetze auf Stadt- und Landkrei-
sebene im Jahresmittel ausgeglichene Energiebilanzen erzielen. Dazu kommt, dass kleinere, autarke Netze und
dezentrale Anbieter die Versorgungssicherheit stark erhöhen, die Gefahr von Blackouts verringern und den
Aufbau einer dezentralen Energiespeicherinfrastruktur neben großen, zentralen Lösungen fördern, was wieder-
um die Investitionen für den Ausbau von Fernleitungsnetzen reduziert. Insgesamt ist dieses Konzept kurzfristig
umsetzbar und es bringt zudem sowohl ökologische als auch regional- und volkswirtschaftliche Vorteile.

[6] Trotz der Konzentration auf dezentrale Strukturen müssen zum Ausgleich typischer Fluktuationen in Wind- und
Solarenergie sowie zum Abfangen von Bedarfs- bzw. Angebotsspitzen die lokalen Netze mit Nachbarnetzen
und diese wiederum mit größeren regionalen und internationalen Einheiten gekoppelt und durch zentrale Ener-
giespeicher gepuffert werden. Durch diesen Regionenverbund kann der aufwändige und Großanlagen bevor-
zugende Energietransport über große Entfernungen, etwa im internationalen Verbund von Offshore-Windparks
mit Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsstrecken, auf wenige Punkt-zu-Punkt-Verbindungen reduziert
werden.

[7] In diesem Szenario nutzen alle Regionen Deutschlands ihre Potenziale für generative und regenerative Energien
weitgehend aus. Es findet ein deutschlandweiter Stromaustausch statt, so dass nur zu einem geringen Anteil
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Strom aus Nachbarstaaten importiert oder in diese exportiert werden muss. Die Piratenpartei tritt daher für eine
entsprechende Anpassung des Energieleitungsausbaugesetzes im Rahmen des nationalen Energieplans ein.

Konkurrenzanträge

PA022 Ausführung Programm Energiepolitik 46
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PA033 - Für eine zukunftssichere Energiepolitik: Teil 4 Ausstieg aus
der Stromerzeugung durch Atomkraftwerke

Grundsatzprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Teil 4 des
Programmänderungsantrags “Für eine zukunftssicheren Energiewirtschaft“ beschließen.

[2] Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft Teil 4

[3] Ausstieg aus der Stromerzeugung durch Atomkraftwerke

[4] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich dafür ein, die Stromerzeugung durch Kernspaltung in Atomkraftwer-
ken mittelfristig unter Einhaltung des Atomausstiegsvertrags zu beenden. Anlagen für medizinische und wis-
senschaftliche Anwendungen sind davon nicht betroffen. Wir begründen dies mit den Risiken bei Uranbergbau,
Transport, Anreicherung, Betrieb, Wiederaufbereitung und insbesondere Endlagerung. Dazu kommen die Ge-
fährdung durch Katastrophen und Anschläge sowie die potentielle Möglichkeit des Baus von Kernwaffen, die
wir strikt ablehnen. Dies bedeutet, dass in Deutschland keine weiteren Atomkraftwerke gebaut werden und
dass Laufzeitverlängerungen über den vereinbarten Termin Anfang der 2020er Jahre hinaus ausgeschlossen
sind. Unabhängig davon ist die offene Frage der Zwischen- und Endlagerung zu lösen, wobei die Betreiber von
Atomkraftwerken stärker als bisher eingebunden werden müssen.

[5] Gegen Atomkraftwerke spricht ferner, dass diese aus wirtschaftlichen und technischen Gründen vor allem als
Großkraftwerke konzipiert sind. Dies widerspricht den favorisierten, dezentralen Lösungen mit kleineren Ein-
heiten.

[6] Ein weiterer gewichtiger Grund für den Atomausstieg ist, dass der erhebliche Investitionsbedarf beim Ausbau
der regenerativen Energiegewinnung eine parallele Fortführung der ebenfalls hoch investiven Atomwirtschaft
nicht zulässt. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der hohen Kosten für Entsorgung und Sicherheitstechnik. Um
Versorgungsengpässe zu vermeiden, ist jedoch zugleich mit der verstärkten Nutzung sonstiger Energiequellen
eine Intensivierung der Maßnahmen zur Energieeinsparung erforderlich.

Konkurrenzanträge

PA022 Ausführung Programm Energiepolitik 46

66

https://lqfb.piratenpartei.de/pp/initiative/show/968.html
http://wiki.piratenpartei.de/Bundesparteitag_2011.2/Antragsfabrik/Programm%C3%A4nderung_019
http://wiki.piratenpartei.de/AG_Energiepolitik


PA034

PA034 - Für eine zukunftssichere Energiepolitik: Teil 4 Ausstieg aus
der Stromerzeugung durch Atomkraftwerke

Wahlprogramm - Umwelt und Energie WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag der Piratenpartei möge den folgenden, von der AG Energiepolitik entworfenen Teil 4 des
Programmänderungsantrags “Für eine zukunftssicheren Energiewirtschaft“ beschließen.

[2] Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft Teil 4

[3] Ausstieg aus der Stromerzeugung durch Atomkraftwerke

[4] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich dafür ein, die Stromerzeugung durch Kernspaltung in Atomkraftwer-
ken mittelfristig unter Einhaltung des Atomausstiegsvertrags zu beenden. Anlagen für medizinische und wis-
senschaftliche Anwendungen sind davon nicht betroffen. Wir begründen dies mit den Risiken bei Uranbergbau,
Transport, Anreicherung, Betrieb, Wiederaufbereitung und insbesondere Endlagerung. Dazu kommen die Ge-
fährdung durch Katastrophen und Anschläge sowie die potentielle Möglichkeit des Baus von Kernwaffen, die
wir strikt ablehnen. Dies bedeutet, dass in Deutschland keine weiteren Atomkraftwerke gebaut werden und
dass Laufzeitverlängerungen über den vereinbarten Termin Anfang der 2020er Jahre hinaus ausgeschlossen
sind. Unabhängig davon ist die offene Frage der Zwischen- und Endlagerung zu lösen, wobei die Betreiber von
Atomkraftwerken stärker als bisher eingebunden werden müssen.

[5] Gegen Atomkraftwerke spricht ferner, dass diese aus wirtschaftlichen und technischen Gründen vor allem als
Großkraftwerke konzipiert sind. Dies widerspricht den favorisierten, dezentralen Lösungen mit kleineren Ein-
heiten.

[6] Ein weiterer gewichtiger Grund für den Atomausstieg ist, dass der erhebliche Investitionsbedarf beim Ausbau
der regenerativen Energiegewinnung eine parallele Fortführung der ebenfalls hoch investiven Atomwirtschaft
nicht zulässt. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der hohen Kosten für Entsorgung und Sicherheitstechnik. Um
Versorgungsengpässe zu vermeiden, ist jedoch zugleich mit der verstärkten Nutzung sonstiger Energiequellen
eine Intensivierung der Maßnahmen zur Energieeinsparung erforderlich.

Konkurrenzanträge
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PA035 - Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft: Teil 5
Förderprogramme

Grundsatzprogramm - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik

Antragstext

[1] Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft Teil 5

[2] Förderprogramme

[3] Der Umstieg auf (re)generative Energien soll durch Förderprogramme vorangetrieben werden. Damit verbunde-
ne Zuschüsse, Einspeisevergütungen, Prämien und Steuervorteile müssen ökologisch und ökonomisch sinnvoll,
sozial ausgewogen sowie unmittelbar für den vorgesehenen Zweck und die Schonung von Ressourcen wirksam
sein. Wichtig sind dabei die Förderung von Einsparmaßnahmen, von dezentralen Anlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung und der Fernwärme, die Förderung von Wärmedämmungsmaßnahmen sowie kostenlose Angebote
zur Energieberatung.

[4] Förderprogramme müssen langfristig angelegt sein und Planungssicherheit bieten, aber andererseits nach Er-
reichung des Förderzwecks konsequent zurückgefahren werden. Speziell für die Photovoltaik ist eine maßvolle
Reduzierung der umlagefinanzierten Einspeisevergütung für Solarparks mit hohem Landschaftsverbrauch an-
gebracht.

[5] Grundsätzlich hat die steuerfinanzierte Förderung von Grundlagenforschung und Entwicklungsprojekten ge-
genüber der reinen Bezuschussung von Investitionsausgaben Vorrang. Ergebnisse aus staatlich finanzierten
Programmen müssen der Öffentlichkeit allgemein zugänglich gemacht werden. Einen besonderen Schwerpunkt
der Förderung sehen wir in der Verbesserung der Energieeffizienz und Verbrauchsvermeidung. Eine nachhaltige
Reduktion des Energieverbrauchs schafft Spielräume für die schnellere Anpassung an die Herausforderungen
einer auf erneuerbaren Energien beruhenden Gesellschafts- und Wirtschaftsform.

Konkurrenzanträge
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Q008 - Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft

Positionspapier - Umwelt und Energie LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG Energiepolitik vertreten durch Hanns-Jørg Rohwedder, Hartmut Ernst, Ron

Antragstext

[1] Für eine zukunftssichere Energiewirtschaft

[2] Nachhaltigkeit

[3] Die aktuelle energiepolitische Ausrichtung ist geprägt von Erzeugungs- und Verteilungsstrukturen, die wirt-
schaftliche Aspekte über Nachhaltigkeit, Transparenz und Umweltverträglichkeit stellen. Insbesondere die Re-
duzierung des Energieverbrauchs gehört gegenwärtig weder zu den wesentlichen unternehmerischen, noch zu
den vorherrschenden politischen Zielen. Von der dauerhaften Verfügbarkeit einer bezahlbaren Energieversor-
gung hängt aber unser aller Wohlstand wesentlich ab. Demzufolge müssen sich an diesem Ziel alle energie-
politischen Maßnahmen messen und daraus ableiten lassen. Jede Form der Energieerzeugung und -verteilung
muss nachhaltig gestaltet werden, da die Ressourcen endlich und deren Verbrauch terminiert ist. Unser Ziel ist,
dass bis 2040 mehr als die Hälfte des gesamten Primärenergiebedarfs und bis 2050 die gesamte Stromerzeu-
gung aus generativen und regenerativen Energiequellen gedeckt wird. Dies muss sowohl umweltschonend als
auch gesellschaftlich verträglich erfolgen. Einen wesentlichen Beitrag leisten dabei auch die Vermeidung und
Reduzierung von Verbräuchen, gepaart mit Effizienzgewinnen. Getragen von den Grundsätzen Nachhaltigkeit,
Transparenz und Bürgernähe gibt sich die Piratenpartei Deutschland folgende energiepolitische Leitlinien:

[4] Versorgungssicherheit

[5] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich für einen nationalen Energieplan ein, der die Ziele der Nachhaltig-
keit, Effizienz und Versorgungssicherheit unter den Aspekten der Umweltverträglichkeit und gesellschaftlichen
Akzeptanz verfolgt. Dieser Energieplan muss mit allen Beteiligten abgestimmt werden, wobei aber nicht rein
wirtschaftlichen Interessen Priorität bei der Festlegung der Regeln eingeräumt werden soll.

[6] Ein wesentlicher Aspekt der Versorgungssicherheit ist die Dezentralisierung der Energiegewinnung und -
verteilung. Kleinteilige Strukturen schaffen mehr Sicherheit als große, zentralisierte Einheiten. Zugleich sind
die Betriebs- und Ausfallrisiken geringer. Die Energiewirtschaft soll so organisiert werden, dass Beschaffung,
Erzeugung und Verteilung möglichst diversifiziert und transparent erfolgen und auch die Preisgestaltung öffent-
lich nachvollziehbar vorgenommen wird. Dies wird durch heterogene Strukturen und fairen Wettbewerb nach
den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft unter staatlicher Aufsicht erreicht.

[7] Die Betonung der Dezentralisierung schließt jedoch grenzüberschreitende Großprojekte – beispielsweise inter-
nationale Verbunde von Windkraftanlagen und Verteilungsnetzen, Desertec und ITER – nicht aus. Diese müssen
jedoch vor allem auf Kooperation und Nachhaltigkeit ausgerichtet sein und weniger auf Gewinnmaximierung
und Bildung von Infrastrukturmonopolen.

[8] Energiegewinnung aus generativen und regenerativen Ressourcen

[9] Die Piratenpartei Deutschland steht für eine langfristig sichere Energieversorgung. Daher soll die Energiege-
winnung aus fossilen Brennstoffen und Atomkraft mittel- und langfristig durch nachhaltig verfügbare und um-
weltschonende Ressourcen ersetzt werden, wozu auch der adäquate Ausbau der Verteilungsnetze gehört. Dies
wird ökologisch und ökonomisch durch wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse und wahrscheinliche Szenari-
os begründet. In Frage kommen generative, also praktisch unbegrenzt verfügbare Ressourcen wie Wind, Sonne,
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Wasser, Gezeiten und Geothermie so-wie Biomasse als regenerative Energiequelle. Wir wollen erreichen, dass
bis 2040 durch (re-)generative Ressourcen sowohl am Strom- als auch am Wärme- und Treibstoffmarkt mehr
als die Hälfte des Energiebedarfs in Deutschland gedeckt werden können. Langfristig soll dieser Beitrag weiter
erhöht werden.

[10] Uns ist dabei bewusst, dass auch die Umstellung auf erneuerbare Energien Risiken birgt. Beispiele sind Gefähr-
dungen bei exzessiver Nutzung von Wasserkraft und Geothermie, aber auch die Gewinnung von Biomasse in
Konkurrenz zur Lebensmittelproduktion. Deswegen sind umweltverträgliche Verfahren zu bevorzugen, welche
die Inanspruchnahme von landwirtschaftlich genutzten Flächen und Naturgebieten minimieren.

[11] Energiespeicherung, Netzausbau und Netzneutralität

[12] Im Sinne der nachhaltigen Versorgungssicherheit und zur Vermeidung einer Konzentration auf wenige Anbieter
sollen insbesondere Strom-, Gas- und Wärmenetze durch die öffentliche Hand reguliert werden. Unsere Politik
wird gewährleisten, dass die Netzinfrastruktur den Systemwandel in der Energiewirtschaft unterstützt.

[13] Der Ausbau der generativen Energiequellen wie Photovoltaik- und Windkraftanlagen erfordert eine Anpassung
der Netztopologie und zugleich eine ökonomisch und energetisch effiziente Speicherung von Energie. Der
gleichberechtigte Netzzugang einer Vielzahl von Erzeugern mit großen regionalen Unterschieden in Erzeu-
gungskapazität und zeitlicher Verteilung erfordert den verstärkten Einsatz intelligenter Managementsysteme,
die unter Wahrung des Datenschutzes angebotene und abgenommene Energiemengen messtechnisch erfassen
und zur optimal aufeinander abgestimmten Lastregelung sowohl der Anbieter als auch der Verbraucher nut-
zen. Generell soll stärker als bisher der Verbrauch der Energieerzeugung folgen und weniger die Energieerzeu-
gung dem Verbrauch. Außerdem sollen Maßnahmen zur Energieeinsparung sowie eine effiziente Kraft-Wärme-
Kopplung aktiv mit einbezogen werden.

[14] Vor diesem Hintergrund treten wir für eine genossenschaftlich organisierte, dezentrale und diversifizierte Ener-
gieerzeugung in virtuellen Kraftwerksverbunden und dementsprechend für kurze Netzwege ein. Zur Sicher-
stellung des gerechten Netzzugangs aller Marktteilnehmer ist eine neutrale, rekommunalisierte Netzinfrastukur
erforderlich. So lassen sich für Inselnetze auf Stadt- und Landkreisebene im Jahresmittel ausgeglichene Ener-
giebilanzen erzielen. Dazu kommt, dass kleinere, autarke Netze und dezentrale Anbieter die Versorgungssi-
cherheit stark erhöhen, die Gefahr von Blackouts verringern und den Aufbau einer dezentralen Energiespeiche-
rinfrastruktur neben großen, zentralen Lösungen fördern, was wiederum die Investitionen für den Ausbau von
Fernleitungsnetzen reduziert. Insgesamt ist dieses Konzept kurzfristig umsetzbar und es bringt zudem sowohl
ökologische als auch regional- und volkswirtschaftliche Vorteile.

[15] Trotz der Konzentration auf dezentrale Strukturen müssen zum Ausgleich typischer Fluktuationen in Wind- und
Solarenergie sowie zum Abfangen von Bedarfs- bzw. Angebotsspitzen die lokalen Netze mit Nachbarnetzen
und diese wiederum mit größeren regionalen und internationalen Einheiten gekoppelt und durch zentrale Ener-
giespeicher gepuffert werden. Durch diesen Regionenverbund kann der aufwändige und Großanlagen bevor-
zugende Energietransport über große Entfernungen, etwa im internationalen Verbund von Offshore-Windparks
mit Hochspannungs-Gleichstrom-Übertragungsstrecken, auf wenige Punkt-zu-Punkt-Verbindungen reduziert
werden.

[16] In diesem Szenario nutzen alle Regionen Deutschlands ihre Potenziale für generative und regenerative Energien
weitgehend aus. Es findet ein deutschlandweiter Stromaustausch statt, so dass nur zu einem geringen Anteil
Strom aus Nachbarstaaten importiert oder in diese exportiert werden muss. Die Piratenpartei tritt daher für eine
entsprechende Anpassung des Energieleitungsausbaugesetzes im Rahmen des nationalen Energieplans ein.

[17] Ausstieg aus der Stromerzeugung durch Atomkraftwerke

[18] Die Piratenpartei Deutschland setzt sich dafür ein, die Stromerzeugung durch Kernspaltung in Atomkraftwer-
ken mittelfristig unter Einhaltung des Atomausstiegsvertrags zu beenden. Anlagen für medizinische und wis-
senschaftliche Anwendungen sind davon nicht betroffen. Wir begründen dies mit den Risiken bei Uranbergbau,
Transport, Anreicherung, Betrieb, Wiederaufbereitung und insbesondere Endlagerung. Dazu kommen die Ge-
fährdung durch Katastrophen und Anschläge sowie die potentielle Möglichkeit des Baus von Kernwaffen, die
wir strikt ablehnen. Dies bedeutet, dass in Deutschland keine weiteren Atomkraftwerke gebaut werden und
dass Laufzeitverlängerungen über den vereinbarten Termin Anfang der 2020er Jahre hinaus ausgeschlossen
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Q008

sind. Unabhängig davon ist die offene Frage der Zwischen- und Endlagerung zu lösen, wobei die Betreiber von
Atomkraftwerken stärker als bisher eingebunden werden müssen.

[19] Gegen Atomkraftwerke spricht ferner, dass diese aus wirtschaftlichen und technischen Gründen vor allem als
Großkraftwerke konzipiert sind. Dies widerspricht den favorisierten, dezentralen Lösungen mit kleineren Ein-
heiten.

[20] Ein weiterer gewichtiger Grund für den Atomausstieg ist, dass der erhebliche Investitionsbedarf beim Ausbau
der regenerativen Energiegewinnung eine parallele Fortführung der ebenfalls hoch investiven Atomwirtschaft
nicht zulässt. Dies gilt insbesondere hinsichtlich der hohen Kosten für Entsorgung und Sicherheitstechnik. Um
Versorgungsengpässe zu vermeiden, ist jedoch zugleich mit der verstärkten Nutzung sonstiger Energiequellen
eine Intensivierung der Maßnahmen zur Energieeinsparung erforderlich.

[21] Förderprogramme

[22] Der Umstieg auf (re)generative Energien soll durch Förderprogramme vorangetrieben werden. Damit verbunde-
ne Zuschüsse, Einspeisevergütungen, Prämien und Steuervorteile müssen ökologisch und ökonomisch sinnvoll,
sozial ausgewogen sowie unmittelbar für den vorgesehenen Zweck und die Schonung von Ressourcen wirksam
sein. Wichtig sind dabei die Förderung von Einsparmaßnahmen, von dezentralen Anlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung und der Fernwärme, die Förderung von Wärmedämmungsmaßnahmen sowie kostenlose Angebote
zur Energieberatung.

[23] Förderprogramme müssen langfristig angelegt sein und Planungssicherheit bieten, aber andererseits nach Er-
reichung des Förderzwecks konsequent zurückgefahren werden. Speziell für die Photovoltaik ist eine maßvolle
Reduzierung der umlagefinanzierten Einspeisevergütung für Solarparks mit hohem Landschaftsverbrauch an-
gebracht.

[24] Grundsätzlich hat die steuerfinanzierte Förderung von Grundlagenforschung und Entwicklungsprojekten ge-
genüber der reinen Bezuschussung von Investitionsausgaben Vorrang. Ergebnisse aus staatlich finanzierten
Programmen müssen der Öffentlichkeit allgemein zugänglich gemacht werden. Einen besonderen Schwerpunkt
der Förderung sehen wir in der Verbesserung der Energieeffizienz und Verbrauchsvermeidung. Eine nachhaltige
Reduktion des Energieverbrauchs schafft Spielräume für die schnellere Anpassung an die Herausforderungen
einer auf erneuerbaren Energien beruhenden Gesellschafts- und Wirtschaftsform.

Konkurrenzanträge

PA022 Ausführung Programm Energiepolitik 46
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PA336

PA336 - Kein generelles Tempolimit

Wahlprogramm - Bauen und Verkehr

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

S3sebastian

Antragstext

[1] Die Piratenpartei lehnt ein generelles Tempolimit auf deutschen Straßen ab. Die erlaubte Höchstgeschwindig-
keit soll sich nach Sicherheits- und Lärmschutzaspeketen richten.
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PA145

PA145 - Anonyme Teilnahmemöglichkeit an der digitalen
Kommuniktion (mit Modul “Impressumsplicht“)

Grundsatzprogramm - Teilhabe am digitalen Leben LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Boris Turovskiy

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge folgenden Text unter dem Untertitel “Anonyme Teilnahmemöglichkeit an der digi-
talen Kommunikation“ in das Parteiprogramm als Punkt 6.3 (Unterpunkt von “Teilhabe am digitalen Leben“)
aufnehmen und die Nummerierung der nachfolgenden Unterpunkte entsprechend anpassen:

[2] Die Möglichkeit der anonymen Beteiligung ist ein wichtiger Garant des freien Meinungsaustauschs im Internet,
da Internetnutzer so vor staatlicher Verfolgung und sozialem Druck geschützt werden. Diese Möglichkeit muss
erhalten und ausgebaut werden und darf nur in Ausnahmefällen gesetzliche Einschränkungen erfahren.

[3] Die in Deutschland geltende Anbieterkennzeichnungspflicht, welche sich auch auf viele private Blogs und
Webseiten erstreckt, stellt einen gravierenden Einschnitt in die anonyme Beteilgungsmöglichkeit dar, da Nut-
zer gezwungen werden, ihre privaten Kontaktdaten allgemein zugänglich zu machen. Dies führt zu einer Ver-
unsicherung der Nutzer, der Einschränkung des freien Meinungsaustauschs im Netz und der Entstehung von
Abmahnmodellen. Eine Kennzeichnungspflicht darf nur bei kommerziellen Webseiten vorliegen, was auch dem
ursprünglichen, im Verbraucherschutz begründeten Gedanken dieser Regelung entspricht.

Konkurrenzanträge

PA146 Anonyme Teilnahmemöglichkeit an der digitalen Kommunikation (ohne Modul “Impressumspflicht“)
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PA146

PA146 - Anonyme Teilnahmemöglichkeit an der digitalen
Kommunikation (ohne Modul “Impressumspflicht“)

Grundsatzprogramm - Teilhabe am digitalen Leben

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Boris Turovskiy

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge folgenden Text unter dem Untertitel “Anonyme Teilnahmemöglichkeit an der digi-
talen Kommunikation“ in das Parteiprogramm als Punkt 6.3 (Unterpunkt von “Teilhabe am digitalen Leben“)
aufnehmen und die Nummerierung der nachfolgenden Unterpunkte entsprechend anpassen:

[2] Die Möglichkeit der anonymen Beteiligung ist ein wichtiger Garant des freien Meinungsaustauschs im Internet,
da Internetnutzer so vor staatlicher Verfolgung und sozialem Druck geschützt werden. Diese Möglichkeit muss
erhalten und ausgebaut werden und darf nur in Ausnahmefällen gesetzliche Einschränkungen erfahren.

Konkurrenzanträge

PA145 Anonyme Teilnahmemöglichkeit an der digitalen Kommuniktion (mit Modul “Impressumsplicht“) 181
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PA129

PA129 - Bauen und Verkehr

Grundsatzprogramm - Bauen und Verkehr LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

ThomasG, Flecky, Sigiberlin für die AG Bauen und Verkehr

Antragstext

[1] Eine nachhaltige Entwicklung des Verkehrs, des Bauens und der Stadtentwicklung hat angesichts der ökologi-
schen, sozialen und ökonomischen Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland einen hohen Stellenwert.
Die Überwindung der Folgen des demographischen Wandels und der wirtschaftsstrukturellen Entwicklung
muss durch eine integrierte, partizipative und transparente Zusammenarbeit aller Beteiligten erreicht werden.
Zu einer nachhaltigen Entwicklung gehören die Bereitstellung und Überprüfbarkeit eines klimafreundlichen
Verkehrsangebotes, die Schaffung eines attraktiven Wohnumfeldes, die Reaktivierung von brachliegenden Flä-
chen, der Erhalt von historisch bedeutsamer Bausubstanz und von städtischen und ländlichen Strukturen, die
Vermeidung der Zersiedelungen von Landschaft und Natur und der Erhalt von zusammenhängenden Kultur-
landschaften und Grünanlagen in städtischen Gebieten. Die intrakommunale und interkommunale sowie die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit ist dabei in allen Bereichen der Planung zu intensivieren.
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PA130

PA130 - Bauen und Wohnen

Grundsatzprogramm - Bauen und Verkehr LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

ThomasG, Flecky, Sigiberlin für die AG Bauen und Verkehr

Antragstext

[1] Zur Würde des Menschen gehört auch würdevolles Wohnen, Wohnraum muss daher für jedermann bezahl-
bar sein. Das soll unter anderem durch die Beachtung integrierter, partizipativer und transparenter Planung,
sowie stärkere Berücksichtigung sozialer Aspekte erreicht werden. Die Entwicklung von Baukultur muss ein
gemeinsames, öffentlich gefördertes Anliegen sein. Bei allen baulichen Maßnahmen soll auf die natürlichen
Ressourcen, also Natur und Landschaft, besondere Rücksicht genommen werden. Öffentliche Fördermittel sol-
len vorrangig in die Sanierung und die Verbesserung der Energiebilanz von Altbauten fließen. Alle Neubauten
sind barrierefrei, kind- und altersgerecht sowie unter Berücksichtigung der Nutzung erneuerbarer Energien zu
errichten, Altbauten möglichst entsprechend zu modernisieren. Bauen ist auch Verantwortung, daher muss si-
chergestellt werden, dass bei allen Hoch- und Tiefbaumaßnahmen nur geeignete Fachkräfte und Unternehmen
tätig werden können. Die Bauwirtschaft und ihre Auftraggeber sind stärker als bisher zu kontrollieren. Alle
öffentlichen Aufträge und Vergaben sollen transparent und nachvollziehbar veröffentlicht werden und kontrol-
lierbar sein.
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PA131

PA131 - Verkehr und Infrastruktur

Grundsatzprogramm - Bauen und Verkehr LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

ThomasG, Flecky, Sigiberlin für die AG Bauen und Verkehr

Antragstext

[1] Mobilität ist in der heutigen Gesellschaft ein wesentliches Merkmal für Lebensqualität und Entwicklungschan-
cen der Bevölkerung. Die Infrastruktur einer gesicherten Versorgung mit Energie und Gütern gehört zu einer
zivilisierten Gesellschaft. Kennzeichen einer entwickelten Wirtschaftsordnung ist auch der sparsame Umgang
mit Rohstoffen, die Wiederverwertung von Ressourcen und der verantwortungsvolle und sparsame Umgang
mit finanziellen Mitteln.

[2] Wir erkennen die unterschiedlichen Bedingungen der Infrastruktur und erstreben Wettbewerb, wo er die Bil-
dung von Monopolen und Oligopolen verhindert. Wir setzen uns dafür ein, bestehende Monopole aufzulösen
und plädieren für eine Infrastruktur in staatlicher Trägerschaft, in der Wettbewerb aus strukturellen Gründen
nicht möglich ist. Für dieses Ziel sind differenzierte Lösungen und innovative Ideen nötig. Örtliche und über-
örtliche Versorgungsinfrastrukturen müssen sich den Veränderungen durch die Bevölkerungsentwicklung an-
passen können. Verkehrsbeziehungen sind möglichst zu bündeln. Dabei haben in der Planung Verkehrsmittel
Vorrang, die ökonomisch und ökologisch langfristig die beste Bilanz vorweisen können.
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PA132

PA132 - Stadtplanung und Regionalplanung

Grundsatzprogramm - Bauen und Verkehr LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

ThomasG, Flecky, Sigiberlin für die AG Bauen und Verkehr

Antragstext

[1] Alle Planungen der öffentlichen Hand dienen einer gerechten Abwägung öffentlicher und privater Interessen
im Zusammenleben der Menschen. Planung ist unverzichtbar und darf nicht zugunsten einseitiger Interessen
eingeschränkt oder aufgegeben werden. Planung soll immer ein ausgewogenes Mit- und Nebeneinander von
Bedürfnissen des Wohnens, des Arbeitens, des Verkehrs, der Infrastruktur, der Kommunikation, der Bildung,
des Sports und Kultur sowie der Freizeitgestaltung regeln.

[2] Auf allen Entscheidungsebenen (Bund, Land, Kommunen) soll die Bevölkerung in offenen Verfahren recht-
zeitig und umfassend beteiligt und informiert werden. Die Bedürfnisse der Betroffenen sollen entsprechend
berücksichtigt werden. Unkomplizierte und effektive Verfahren zur Bürgerbeteiligung müssen dabei entwickelt
und konsequent ausgebaut werden. Alle für die Planung relevanten Informationen und Grundlagen sind öffent-
lich zugänglich zu machen und zu erläutern.
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PA083

PA083 - BGE: Enquete-Kommission und Volksabstimmung

Wahlprogramm - Recht auf sichere Existenz und Teilhabe LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Georg Jähnig

Antragstext

Antrag

[1] Zum Wahlprogramm der Piratenpartei Deutschland für die nächste Bundestagswahl soll folgender Text hinzu-
gefügt werden:

Bedingungsloses Grundeinkommen

[2] Wir Piraten setzen uns für die Einführung eines bedingungslosen Grundeinkommens ein, das die Ziele des
“Rechts auf sichere Existenz und gesellschaftlicher Teilhabe“ aus unserem Parteiprogramm erfüllt. Es soll:

• die Existenz sichern und gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen,

• einen individuellen Rechtsanspruch darstellen sowie

• ohne Bedürftigkeitsprüfung und

• ohne Zwang zu Arbeit oder anderen Gegenleistungen garantiert werden.

[3] Wir wissen, dass ein bedingungsloses Grundeinkommen die Paradigmen des Sozialstaats wesentlich verändern
wird. Statt mit klassischer Parteipolitik muss dessen Einführung daher mit einer breiten Beteiligung der Bürger
einhergehen.

[4] Wir nehmen viele engagierte Menschen wahr, die sich seit Jahren in- und außerhalb von Parteien für ein be-
dingungsloses Grundeinkommen einsetzen. Wir wollen dieses Engagement auf die politische Bühne des Bun-
destages bringen und mit den dortigen Möglichkeiten eine breite und vor allem fundierte Diskussion in der
Gesellschaft unterstützen.

[5] Dazu wollen wir eine Enquete-Kommission im Deutschen Bundestag gründen, deren Ziel die konkrete Aus-
arbeitung und Berechnung neuer sowie die Bewertung bestehender Grundeinkommens-Modelle sein soll. Für
jedes Konzept sollen die voraussichtlichen Konsequenzen sowie Vor- und Nachteile aufgezeigt und der Öffent-
lichkeit transparent gemacht werden.

[6] Zeitgleich werden wir uns im Bundestag dafür einsetzen, dass noch vor Ende der Legislaturperiode die gesetz-
lichen Grundlagen für Volksabstimmungen auf Bundesebene geschaffen werden. Sie sollen den Bürgern er-
möglichen, sowohl die in der Enquete-Kommission vorgestellten als auch andere Grundeinkommens-Modelle
als Gesetzentwurf direkt zur Abstimmung zu stellen. Um dabei über eine Vielfalt an Konzepten gleichzei-
tig entscheiden zu können, sollen Volksabstimmungen auch mit Präferenzwahlverfahren durchgeführt werden
können.
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PA068

PA068 - Begrenzung der Leiharbeit

Wahlprogramm - Arbeit und Soziales WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Monarch

Antragstext

[1] Es wird beantragt, dem Wahlprogramm zur Bundestagswahl die folgenden Passagen an geeigneter Stelle hin-
zuzufügen. Im Fall einer Annahme des Moduls 1 soll über die beiden anderen Module separat abgestimmt
werden. Über eine Modifizierung des Prozentsatzes in Modul 3 kann bei Bedarf auch abgestimmt werden.

[2] Modul 1

[3] Leiharbeit stellt für die Wirtschaft ein sinnvolles und notwendiges Instrument dar, um Auftragsspitzen zu bewäl-
tigen. In den vergangenen Jahren hat sich jedoch gezeigt, dass dieses Instrument von immer mehr Unternehmen
dazu missbraucht wird, den Kündigungsschutz und Tarif- bzw. Mindestlöhne zu umgehen.

[4] In einzelnen Unternehmen stellen die Leiharbeitskräfte mittlerweile selbst betriebsintern eine Art Konkurrenz
und Druckmittel gegen die Stammbelegschaft dar. Oftmals kosten die Leiharbeiter die Arbeitgeber sogar noch
weniger als Mitarbeiter der Stammbelegschaft, da die Entleiher die Leiharbeiter zu Niedrig(st)-Löhnen be-
schäftigen. Dies führt langfristig in die Niedriglohnspirale.

[5] Leiharbeit sollte aus diesem Grund - wie dies in der Vergangenheit auch schon einmal der Fall war - begrenzt
werden. Wir werden dazu eine maximal erlaubte Überlassungsdauer von sechs Monaten für Leiharbeitnehmer
festlegen. Die Piratenpartei wird das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz (AÜG) entsprechend anpassen.

[6] Modul 2

[7] Nach französischem Vorbild sollen Leiharbeiter nicht eine billige Verfügungsmasse sein, mit der reguläre Be-
schäftigte unter Druck gesetzt werden können, sondern für die ihnen abverlangte Flexibilität mit einem Lohn-
zuschlag entschädigt werden.

[8] Modul 3

[9] Zusätzlich werden wir eine Höchstquote von Leiharbeitern je Unternehmen bezogen auf die jeweilige Stamm-
belegschaft in Höhe von zehn Prozent einführen.
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Q017

Q017 - Staatsanwaltschaften und Polizei (Transparenz des
Staatswesens)

Positionspapier - Inneres und Justiz LQFB LQFB 2

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Eberhard Zastrau · Monika Belz

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge als Positionspapier und Grundlage für künftige Wahlprogramme beschließen:

Staatsanwaltschaften und Polizei (Transparenz des Staatswesens)

Stärkung der Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaften

[2] Die Staatsanwaltschaft hat innerhalb der Exekutive eine eigenständige Rolle. Die Staatsanwaltschaften müssen
ihre Aufgaben unabhängig von politischen Opportunitätserwägungen erfüllen können. Deshalb ist die bislang
im Gerichtsverfassungsgesetz vorgesehene Möglichkeit von Weisungen im Einzelfall seitens der Justizminister
von Bund und Ländern abzuschaffen. Weisungen innerhalb der Staatsanwaltschaften sind davon nicht betroffen.
Ebenfalls ist es weiter zulässig, fallgruppenbezogene Weisungen seitens der Ministerien an die Staatsanwalt-
schaften zu erteilen. Die Piratenpartei macht sich insofern die Forderungen des Deutschen Richterbundes zu
eigen.

Unabhängige Beschwerdestellen für Polizei-Übergriffe

[3] Die Piratenpartei Deutschland strebt die Einrichtung unabhängiger Beschwerdestellen zur Entgegennahme von
Beschwerden gegen Polizei-Übergriffe an, von der aus auch exklusiv Ermittlungen gegen beschuldigte Poli-
zeibeamte geführt werden. Diese Stellen sind den jeweiligen Generalstaatsanwaltschaften anzugliedern, die zu
diesem Zweck eine unabhängige Abteilung einrichten. Ihnen wird für diese Aufgabe eine Task-Force von po-
lizeilichen Ermittlungsbeamten zur Seite gestellt, die dienstrechtlich ebenfalls der Generalstaatsanwaltschaft
zugeordnet sind und nicht aus dem Polizeidienst des jeweiligen Bundeslandes rekrutiert werden dürfen, also
stattdessen etwa aus der Bundespolizei oder der Polizei eines Nachbarlandes gewonnen werden. Die Beschwer-
destellen sollen auch für interne Verfahren zuständig sein, wie Mobbing- oder Diskriminierungsvorwürfe. Ihr
Aufgabenbereich und die rechtlichen Rahmenbedingungen ihres Tätigwerdens müssen den von Amnesty Inter-
national vorgeschlagenen “unabhängigen Untersuchungskommissionen“ entsprechen.

Polizisten-Kennzeichnung

[4] einzufügen der Text fürs Positionspapier aus dem Antrag PA090
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PA058

PA058 - Finanztransaktionssteuer

Wahlprogramm - Wirtschaft und Finanzen LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Grothoff

Antragstext

[1] Die Piraten fordern die Einfürung einer Finanztransaktionssteuer. Diese soll alle Finanztransaktionen innerhalb
und zwischen Staaten die diese einführen einheitlich mit einem Satz von 0,2% besteuern.

[2] Finanztransaktionen mit Staaten die keine vergleichbare Finanztransaktionssteuer erheben werden mit dem 10-
fachen Satz (also 2%) besteuert.
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PA261

PA261 - Frühkindliche Bildung

Grundsatzprogramm - Bildung LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AG-Bildung, eingereicht durch: Jasenka

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge als Ergänzung des Parteiprogramms beschließen:

[2] PA261“:— Frühkindliche Bildung

[3] Streichung im Text: Kostenloser Kindergarten- / Krippenbesuch: “ab dem dritten Geburtstag“ (soll gestri-
chen werden)
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PA014

PA014 - Wahlrechtsvorschlag von Mehr Demokratie e.V. ins
Wahlprogramm

Wahlprogramm - Demokratie WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

AndiPopp

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge beschließen den Vorschlagstext von Mehr Demokratie e.V. für ein Bundestagswahl-
recht unter der Überschrift “Für ein faires Bundestagswahlrecht“ ins Wahlprogramm für die nächste Bundes-
tagswahl aufzunehmen. Dieser lautet wie folgt:

[2] Grundlegende Reform nötig

[3] Das Ergebnis der Bundestagswahl 2009 hat gezeigt, dass im nun entstandenen Fünfparteiensystem auch die
Lösung, die Überhangsmandate in einem Bundesland mit den Sitzen anderer Landeslisten zu verrechnen, nicht
mehr gewährleisten kann, Überhangmandate vollständig zu vermeiden. Wenn die stärkste Partei bei unter 35
Prozent liegt und trotzdem fast drei Viertel aller Wahlkreise gewinnt, dann funktioniert das herkömmliche
Wahlrecht mit hälftigem Anteil an Direktmandaten aus Einmandatswahlkreisen schlicht nicht mehr so, wie
es eigentlich sollte. Es ist auch deshalb an der Zeit, eine grundlegende Reform des Bundestagswahlrechts
anzugehen, die sich nicht auf die Vermeidung von negativem Stimmgewicht beschränkt.

[4] Dies ist gleichzeitig eine gute Gelegenheit, den Bürgern endlich mehr Einfluss auf die personelle Zusammenset-
zung des Bundestags zu geben. Abgesehen von den wenigen Wahlkreisen, die umkämpft sind und in denen es
auf das Wählervotum ankommt, bestimmen die Parteien allein, wer für sie in den Bundestag einziehen darf. Die
Wähler haben auf die Personenauswahl kaum Einfluss. Das ist eine unbefriedigende Situation. Im Folgenden
werden mögliche erste Schritte einer Wahlrechtsreform skizziert, die auf den bestehenden Strukturen des Bun-
destagswahlrechts basiert, aber ein erhebliches Mehr an Demokratie bietet und gleichzeitig den Anforderungen
eines Fünfparteiensystems gerecht wird.

[5] Mehrmandatswahlkreise

[6] Die Bundesrepublik ist seit 2002 in 299 Wahlkreise eingeteilt, in denen jeweils ein Abgeordneter direkt gewählt
wird. Wir schlagen vor, dass zukünftig in jedem Wahlkreis drei bis fünf Abgeordnete direkt gewählt werden.
In solchen Mehrmandatswahlkreisen könnte jede Partei mehrere Kandidaten aufstellen. Um die Zahl der Wahl-
kreisabgeordneten gleich zu halten, muss dann die Zahl der Wahlkreise entsprechend verringert werden.

[7] Der Vorteil der Mehrmandatswahlkreise

[8] Während bei Einerwahlkreisen die stärkste Partei bei den direkt gewählten Abgeordneten dominiert und es
daher zu Überhangmandaten kommen kann, entspricht bei Mehrmandatswahlkreisen die Parteizugehörigkeit
der direkt gewählten Abgeordneten stärker dem tatsächlichen Kräfteverhältnis der Parteien im Parlament. Statt
einer Mehrheitswahl im Wahlkreis handelt es sich um eine „kleine Verhältniswahl“. Überhangmandate sind
dadurch praktisch ausgeschlossen. In einem Einmandatswahlkreis werden in aller Regel nur Kandidaten der
beiden großen Parteien gewählt. Kleine Parteien schaffen nur in seltenen Ausnahmefällen ein Direktmandat.

[9] Bei einem Wahlkreis mit fünf Abgeordneten reichen aber bereits rund acht bis 14 Prozent der Stimmen, um
ein Mandat zu erlangen. Damit haben auch kleinere Parteien Chancen und sind motiviert, sich im Wahlkreis zu
engagieren. Die geltende Grundmandatsklausel müsste dann angepasst oder ganz abgeschafft werden.
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[10] Vorzugsstimme

[11] Den Wählern sollte auch bei der Listenstimme (Zweitstimme) die Möglichkeit gegeben werden, Personen zu
wählen. Schon im Jahre 1976 wurde dies von der Enquete-Kommission „Verfassungsreform“ des Bundestags
empfohlen, deren Vorschläge aber leider nie umgesetzt wurden: Eine Personalisierung des Wahlrechts brin-
ge „eine echte Balancierung der Position der politischen Parteien bei der Kandidatenauswahl, ohne ihnen das
Recht der Aufstellung der Kandidatenlisten zu beschneiden; diese Balancierung verhilft dazu, Wählereinfluss
und Parteienmacht bei der Bestimmung der personellen Zusammensetzung der Volksrepräsentation in ein aus-
gewogenes Verhältnis zu bringen und die Wechselbeziehungen zwischen den politischen Parteien und ihrer
Wählerbasis zu verstärken.

[12] Die Personalisierung würde in Anlehnung an das bayrische Landtagswahlrecht so geschehen, dass die Wähler
die Möglichkeit bekämen, einen Kandidaten auf der Liste der Partei, die sie wählen, anzukreuzen. Hierzu
müssten alle Kandidaten der Landesliste im jeweiligen Bundesland auf dem Stimmzettel erscheinen. Für die
Mandatszuteilung wäre dann nicht mehr die Reihenfolge der Kandidaten entsprechend der Listenaufstellung
entscheidend, sondern die Anzahl der Personenstimmen, die die Kandidaten erhalten haben.

[13] Alternativstimme

[14] Die Fünf-Prozent-Hürde kann sinnvoll sein, um einer Aufteilung des Parlaments in zu viele Fraktionen vor-
zubeugen. Sie schränkt aber den Grundsatz der Wahlgerechtigkeit ein und hat den Nachteil, die Wähler von
der Wahl einer neuen Partei abzuhalten, da sie davon ausgehen müssen, dass ihre Stimme häufig „verschenkt“
ist. In der Tat entfallen meist fünf bis zehn Prozent der Stimmen auf Parteien, die an der Fünf-Prozent-Hürde
scheitern, so dass das Votum dieser Wähler keinen Einfluss auf die Zusammensetzung des Parlaments hat.

[15] Das kann verhindert werden, indem dem Wähler die Möglichkeit einer Alternativstimme eingeräumt wird für
den Fall, dass seine eigentlich gewollte Partei an der Fünf-Prozent-Hürde scheitert. Es könnte zum Beispiel
ein zusätzliches Feld geben, in dem die Wähler eine weitere Partei ankreuzen. Dieses Kreuz gilt dann nur,
wenn die zunächst gewählte Partei unter fünf Prozent bleibt. Die Wähler könnten aber auch die Möglichkeit
bekommen, statt eines Kreuzes eine Zahl neben den Parteinamen zu schreiben. Sie könnten dann ihre erste
Präferenz mit „1“ kennzeichnen, die zweitliebste Partei mit „2“ und so weiter. Wenn ihre erste Präferenz an der
Fünf-Prozent-Hürde scheitert, würde die Stimme für die zweite Präferenz gelten, scheitert auch die, für die mit
„3“ gekennzeichnete Partei und so weiter.

[16] Wahlprüfung

[17] Auch in Sachen Wahlprüfung haben die jüngsten Wahlen dringenden Reformbedarf erkennen lassen. Dies be-
trifft zum einen Streitigkeiten im Wahlzulassungsverfahren vor der Wahl. Hier muss die Möglichkeit geschaffen
werden, gegen die Entscheidungen der Wahlausschüsse noch vor der Wahl gerichtlichen Rechtsschutz zu er-
langen. Bei der nachträglichen Wahlprüfung darf nicht weiter das Parlament, dessen Wahl angefochten wird,
in einem langwierigen Verfahren selbst über die eingegangenen Einsprüche entscheiden können, bevor ein un-
abhängiges Gericht angerufen werden kann. Wenn – wie nach der Landtagswahl in Schleswig-Holstein 2009
– ernsthafte Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Mehrheitsverhältnisse im Parlament bestehen, dann muss ein
effektives Wahlprüfungsverfahren eine gerichtliche Entscheidung noch vor Konstituierung des neu gewählten
Parlaments und Bildung einer neuen Regierung gewährleisten. Es bietet sich an, die Entscheidung über Wahl-
zulassungsbeschwerden vor der Wahl sowie über nach der Wahl erhobene Einsprüche in erster Instanz einem
Senat des Bundesverwaltungsgerichts zu übertragen. Gegen dort zurückgewiesene Einsprüche sollte wie bisher
die Beschwerdemöglichkeit beim Bundesverfassungsgericht offen stehen.

Konkurrenzanträge

Q011 Positionspapier für ein demokratischeres Wahlrecht auf Bundes- und Landesebene 428
Q037 Positionspapier für ein demokratisches Bundestagswahlrecht 473
Q056 Positionspapier der Piratenpartei Deutschland zur Reform des Bundeswahlrechts 498
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Q047

Q047 - Für liberalisierte Ladenöffnungszeiten

Positionspapier - Wirtschaft und Finanzen LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

MCS

Antragstext

[1] Die Piratenpartei Deutschland spricht sich grundsätzlich für liberalisierte Ladenöffnungszeiten aus, das heißt
es soll den Geschäftsinhabern selbst überlassen sein, wann sie öffnen. Diese sollen die Möglichkeit haben an
beliebigen Zeiten zwischen 0 und 24 Uhr (außer Sonntags) geöffnet zu haben, wie dies in vielen Bundesländern
bereits der Fall ist. Die Piratenpartei tritt gegen staatliche Bevormundung und für Selbstverantwortung ein. Sie
befürwortet deshalb liberalisierte Ladenöffnungszeiten.

[2] Gesetze zum Ladenschluss werden auf Länderebene erlassen. Detaillierte oder von dieser Grundsatzhaltung
der Piratenpartei Deutschland abweichende Forderungen, bleiben deshalb den jeweiligen Landesverbänden
vorbehalten.
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PA322 - Datenschutz als Grundrecht im Grundgesetz verankern!

Grundsatzprogramm - Datenschutz und Privatsphäre

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

FraRoeBer

Antragstext

[1] Der Datenschutz ist gerade im Zeitalter des Internets ein immer wichtiger werdendes Grundrecht und ist nach
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch bereits als Grundrecht bzw. als Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung anerkannt.

[2] Danach kann der Bürger also grundsätzlich selbst darüber entscheiden, wem er welche persönlichen Informa-
tionen bekannt gibt bzw. anvertraut und wem nicht.

[3] Auf Bundesebene regelt das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) den Datenschutz für die Bundesbehörden und
den zivilrechtlichen und privaten Bereich. Daneben regeln die Datenschutzgesetze der Länder den Datenschutz
in Landes- und Kommunalbehörden. Datenschutzrechtliche Regelungen finden sich darüber hinaus in diver-
sen weiteren Gesetzen, etwa dem Telekommunikationsgesetz und dem Telemediengesetz, die jeweils für ihren
Anwendungsbereich speziellere Regelungen zum Datenschutz enthalten und diese bereichsspezifischen Rege-
lungen gehen dem Bundesdatenschutzgesetz jeweils vor, das BDSG gilt nur ergänzend.

Konkurrenzanträge

PA345 Dublette (war Datenschutz als Grundrecht im Grundgesetz verankern!) 377
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PA325

PA325 - Leben nach dem individuellen Tagesrhythmus („Chronotyp“)
ermöglichen

Grundsatzprogramm - Gesundheit

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Kyra, FlorianJW, kungler (für die NaktPis)

Antragstext

[1] Menschen haben einen angeborenen individuellen Tagesrhythmus („Chronotyp“) und sind - sofern sie sich frei
entscheiden können - zu unterschiedlichen Tageszeiten aktiv. Diese Freiheit wird jedoch durch vorgegebene
Schul- und Arbeitszeiten, Nachtruheregelungen und Öffnungszeiten stark eingeschränkt.

[2] Insbesondere nachtaktiven Menschen entstehen dadurch gravierende Nachteile in der Schul- und Arbeitswelt
sowie in der persönlichen Lebensführung. Zudem tragen sie ein erhöhtes Risiko, etwa an Herz-Kreislauf-
Beschwerden, Bluthochdruck, Arthrose und Diabetes zu erkranken. Ferner sind sie im Arbeitsleben wie im
Straßenverkehr stärker unfallgefährdet.

[3] Die Piratenpartei will die Öffentlichkeit über dieses wenig bekannte Problem aufklären und die daraus resul-
tierenden Probleme mildern. Vorgaben wie Sperrstunden, Ladenschlussgesetze, Öffnungszeiten von Behörden,
Arbeits- und Unterrichtszeiten etc. sollen daher generell so gestaltet werden, dass die Menschen nicht gezwun-
gen sind, gegen ihre „innere Uhr“ zu leben.

[4] Ferner setzen sich die PIRATEN dafür ein, die Angebote im Bereich der digitalen Verwaltung auszubauen, um
notwendige Behördenkontakte für Menschen jeglichen Chronotyps so einfach wie möglich zu machen.
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PA166

PA166 - Tierschutz Gesamtantrag

Grundsatzprogramm - Tierschutz LQFB LQFB 2 LQFB 3 LQFB 4 WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

René Heinig, Philipp Magalski, Guido Körber, Christian Behlendorf, ZweiAuge

Antragstext

[1] Es wird beantragt folgende Module unter der Kapitelüberschrift “Tierschutz“ in das Parteiprogramm aufzuneh-
men.

[2] Modul 1 - Verbandsklagerecht

[3] Wir befürworten die Einführung eines bundesweiten Verbandsklagerechtes für anerkannte Tierschutzorganisa-
tionen. Tiere können als Lebewesen nicht selbst für ihre Rechte eintreten, daher sind sie auf eine Vertretung in
Form von Verbänden angewiesen. Obwohl Tier- und Umweltschutz nach Art. 20a GG denselben Verfassungs-
rang haben, ist bisher in mehreren Bundesländern keine entsprechende Gesetzgebung existent.

[4] Modul 2 - Tierschutz in der Schule

[5] Wir befürworten eine schulische Ausbildung, welche die Lernenden befähigt, Mitverantwortung für die Er-
haltung und den Schutz einer natürlichen Umwelt zu übernehmen. Der Tierschutz ist ein zentraler Bestandteil
dieser Verantwortung und deshalb besonders förderungswürdig.

[6] Modul 3 - Tierschutz in der Nutztierhaltung

[7] Wir setzen uns für die gesetzliche Festschreibung höherer Mindeststandards in der Nutztierhaltung ein. Als
erste Grundlage sollen die bisher für die Biozertifizierung festgelegten Kriterien gelten. Industrielle Massen-
tierhaltung führt in der Praxis zu unhaltbaren Zuständen. Neben dem unwürdigen Dasein der Tiere entstehen
für den Verbraucher erhebliche Gefahren für die Gesundheit.

Konkurrenzanträge

PA167 Tierschutz Modul 1: Verbandsklagerecht 204
PA168 Tierschutz Modul 2: Tierschutz in der Schule 205
PA169 Tierschutz Modul 3: Tierschutz in der Nutztierhaltung 206
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PA057

PA057 - Parteiprogramm Recht Ergänzung: Verbot der Verwertung
illegaler Beweise

Grundsatzprogramm - Inneres und Justiz LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

NotMyName

Antragstext

[1] Das Parteiprogramm, Kapitel 14 “Recht“ soll um folgenden Text (oder eine äquivalente Formulierung) ergänzt
werden:

[2] Die Piratenpartei ist für ein gesetzliches Verbot der Verwertung illegal erworbener Beweise in Straf- und Ord-
nungswidrigkeitsverfahren.
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PA090 - Polizisten-Kennzeichnung

Grundsatzprogramm - Inneres und Justiz LQFB

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Eberhard Zastrau, Wolfgang Dudda

Antragstext

[1] Der Bundesparteitag möge beschließen:

Polizisten-Kennzeichnung

Änderung des Grundsatzprogramms

[2] Die drei nachstehend dokumentierten Absätze aus dem Programmabschnitt Transparenz des Staatswesens wer-
den durch eine neue Formulierung (s.u.) ersetzt:

[3] Alte Fassung (wird ersetzt)

[4] Die Piratenpartei setzt sich für eine Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamte ein. Beamte im Einsatz bei Ver-
sammlungen sind zu verpflichten, von weitem sicht- und erkennbare Kennzeichen zu tragen. Die Kennzeichen
sind pseudonym (z. B. in Form einer Nummer) zu gestalten und dürfen von Einsatz zu Einsatz wechseln.

[5] Es muss jederzeit auch im Nachhinein möglich sein, mit richterlichem Beschluss ein Kennzeichen einer Person
zuzuordnen. Der Vorgesetzte ist für die wirksame Durchsetzung der Kennzeichnungspflicht und die korrekte
Führung der Zuordnungen von Kennzeichen zu Personen verantwortlich.

[6] Polizisten sind zu verpflichten, Verstöße durch andere Polizisten zu verhindern oder - falls dies nicht möglich
ist - zu melden sowie den/die beteiligten Beamten zu identifizieren. Verletzungen dieser Pflichten (Tragen des
Kennzeichens, korrektes Führen der Zuordnungsliste, Verhindern/Melden von Verstößen) sind strafrechtlich zu
sanktionieren.

[7] Neue Fassung (wird eingefügt)

[8] Die Transparenz des Staatswesens unterliegt dort besonders hohen Anforderungen, wo in elementare Lebens-
bereiche der Bürger eingegriffen zu werden droht oder auch wo durch Anwendung unmittelbaren Zwangs auch
die körperliche Unversehrtheit eines Bürgers gefährdet ist. Die bis jetzt festzustellende unzureichende Ahn-
dungsmöglichkeit von Übergriffen der Staatsgewalt muss durch eine Reihe von Maßnahmen verbessert wer-
den. Dazu gehören die Identifizierbarkeit tätig gewordener Beamter ebenso wie eine verlässliche Aufklärung
und Ahndung von Übergriffen. Auch einzubeziehen sind Maßnahmen, die einen Corpsgeist unterbinden und
Beamte ermutigen, gegen Fälle von Gewaltübergriffen und Rechtsmissbräuchen durch Kollegen vorzugehen.

Neues Positionspapier

[9] Der bisherige Text aus dem Grundsatzprogramm wird Bestandteil eines Positionspapiers zur Rolle der Staats-
anwaltschaften und zur Ermittelbarkeit und Ahndung von Polizeiübergriffen, die Forderungen zu Staatsan-
waltschaft und Beschwerdestellen sind als Antrag PA089 eingebracht. Das Positionspapier soll zugleich als
Grundlage für künftige Wahlprogramme dienen:
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[10] Die Piratenpartei setzt sich für eine Kennzeichnungspflicht für Polizeibeamte ein. Beamte im Einsatz bei Ver-
sammlungen sind zu verpflichten, von weitem sicht- und erkennbare Kennzeichen zu tragen. Die Kennzeichen
sind pseudonym (z. B. in Form einer Nummer) zu gestalten und dürfen von Einsatz zu Einsatz wechseln.

[11] Es muss jederzeit auch im Nachhinein möglich sein, mit richterlichem Beschluss ein Kennzeichen einer Person
zuzuordnen. Der Vorgesetzte ist für die wirksame Durchsetzung der Kennzeichnungspflicht und die korrekte
Führung der Zuordnungen von Kennzeichen zu Personen verantwortlich.

[12] Polizisten sind zu verpflichten, Verstöße durch andere Polizisten zu verhindern oder - falls dies nicht möglich
ist - zu melden sowie den/die beteiligten Beamten zu identifizieren. Verletzungen dieser Pflichten (Tragen des
Kennzeichens, korrektes Führen der Zuordnungsliste, Verhindern/Melden von Verstößen) sind strafrechtlich zu
sanktionieren.
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PA067

PA067 - Sterbehilfe

Grundsatzprogramm - Gesundheit LQFB WIKI

Ja Vielleicht Angenommen Abgelehnt

Nein Enthaltung Mit Änderungen Zurückgezogen

Antragsteller

Bvo

Antragstext

[1] Es wird beantragt, Folgendes in das Grundsatzprogramm der Partei aufzunehmen:

[2] Die Piratenpartei fordert eine pragmatische, rationale Regelung der Sterbehilfe. Ethische Grundlage einer sol-
chen Regelung muss das Selbstbestimmungsrecht der Betroffenen sein. Die Entscheidung über einen ärztlich
assistierten Suizid soll daher dem Interesse und dem Willen des Menschen (ggf. gemäß Verfügung) entspre-
chen, sofern er unabhängig beraten wurde und seine Wünsche rational artikulieren kann. Die Verordnung
entsprechender Wirkstoffe von Ärzten soll straffrei bleiben, sofern sichergestellt ist, dass sie nicht an Dritte
weitergegeben werden oder missbräuchlich genutzt werden können.

[3] Wenn Sterbehilfe die für den Patienten einzig verbliebene Erlösung für ein unabwendbares, unerträgliches
Leiden bietet und er aufgrund eines irreparablen Hirnschadens nicht mehr zu bewusstem Leben fähig ist und
durch eine Verfügung seinen Wunsch nach Sterbehilfe für diesen Fall artikuliert hat, soll eine Unterbrechung
lebenserhaltender Maßnahmen straffrei sein.

[4] Ist ein Patient physisch nicht mehr in der Lage, die entscheidende Handlung zu einem assistierten Suizid vor-
zunehmen, so kann ihm auf seine ausdrückliche Anweisung hin, ein entsprechendes Mittel straffrei verabreicht
werden.

[5] Für den Rahmen und die Details einer Sterbehilfe ist eine dementsprechende Gesetzesgrundlage zu schaffen.
Um jedwede Form des Missbrauchs einer solchen Regelung auszuschließen, bedarf es dabei einer strengen
Überwachung des Staates.
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